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Entwicklung und Perspektiven der Kommunalfinanzen in Hessen

1. Einleitung

,.In diesem Jahr miissen wir mit einem kommunalen Defizit von rund 2,9 Milliarden Euro
rechnen. Das ist ein Absturz gegeniiber dem Vorjahr um 10 Milliarden Euro®, so duflerte sich
die Prisidentin des Stddtetages, Frankfurts Oberbilirgermeisterin Petra Roth, gegeniiber der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) im September 2009. Im Jahr 2010, so Roth, werde
sich die Lage noch verschérfen: ,,Dann miissen die Kommunen ein Jahresdefizit von mehr als
10 Milliarden Euro befiirchten.” Selbst in den besseren Jahren vor der Wirtschaftskrise war es
nach Angaben von Roth nicht mdglich, die Haushaltsndte vieler Stddte zu beseitigen. Die
Investitionen seien seit Anfang der 1990er Jahre stark gesunken, und die Kassenkredite der

Kommunen ldgen auf Rekordniveau.

Die Aussage der Frankfurter Oberbiirgermeisterin steht in einem merkwiirdigen Kontrast zu
einem Vorhaben des Landes Hessen und der Begriindung hierfiir. Die hessische Landesregie-
rung hatte in ihrer Mittelfristigen Finanzplanung fiir die Jahre 2008-2012 angekiindigt, den
hessischen Kommunen ab dem Jahr 2011 400 Mio. Euro weniger Mittel aus dem Landes-
haushalt im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs zuzuweisen. Sie begriindete diese
MafBnahme mit einem dynamischen ,,Anstieg der kommunalen Einnahmenbasis, dessen Ursa-
che zum einen in stark wachsenden eigenen Steuereinnahmen (vor allem der Gewerbesteuer),
zum anderen in deutlich steigenden Leistungen des Landes an die Kommunen im Rahmen des
Kommunalen Finanzausgleichs liegt. Diese Entwicklung hat [...] zur Folge, dass sich die An-
teile an den im Land nach Durchfiihrung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs verbleiben-
den Steuereinnahmen in den vergangen Jahren weiter zugunsten der kommunalen Ebene und
damit zu Lasten des Landes verschoben haben.”“ (HMF 2009a: 44) Trotz Protests durch die
hessischen Kommunen und trotz der Einnahmeriickgéinge der Gemeinden infolge der Finanz-
und Wirtschaftskrise hat die Landesregierung ihr Vorhaben in der Mittelfristigen Finanzpla-
nung flir die Jahre 2009-2013 im Herbst 2009 noch einmal bekréftigt (HMF 2009b).

Die beiden aufgefiihrten offensichtlich widerspriichlichen Zitate legen es nahe, die Haushalts-
lage der hessischen Kommunen eingehender zu untersuchen. Genau dies ist die Zielsetzung
der vorliegenden Studie. Sie befasst sich ausfiihrlich mit der finanziellen Lage und der Haus-
haltspolitik der Kommunen in Hessen und den dafiir mafigeblichen Einflussfaktoren, wobei
gerade letzteres vor dem Hintergrund der finanzpolitischen Entwicklung in Deutschland ins-

gesamt geschehen muss. Dabei wird die kommunale Einnahmen- und Ausgabenentwicklung
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bis Mitte der 1990er Jahre zuriickverfolgt und zudem besonders auf die Auswirkungen der
steuerpolitischen MaBnahmen seit 1998 eingegangen. Auch die eventuellen Folgen der von
der neuen Bundesregierung angekiindigten Steuersenkungen ab dem Jahr 2011 werden quan-

tifiziert und bewertet.

Damit kommen wir zum Aufbau der Studie. Im folgenden zweiten Abschnitt werden zunéchst
einige einleitende Bemerkungen zur Stellung der Kommunen in Deutschland gemacht, wobei
hier vor allem ein Blick auf die deutsche Finanzverfassung geworfen wird. Daran schlief3t
sich im dritten Abschnitt eine genaue Betrachtung der kommunalen Einnahmen- und Ausga-
benentwicklung in Hessen — aber auch in Deutschland insgesamt — bis zum Ausbruch der glo-
balen Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 an. Der vierte Abschnitt hat die Auswirkun-
gen der aktuellen Krise und die als Reaktion hierauf ergriffenen finanzpolitischen MalBBnah-
men zum Gegenstand, wobei auch auf die von der neuen Bundesregierung in Aussicht gestell-
ten Steuersenkungen eingegangen wird. Im abschlieBenden fiinften Abschnitt erfolgt eine
kurze zusammenfassende Bewertung der bis dahin erhobenen Befunde. Vor diesem Hinter-

grund werden dann finanzpolitische Empfehlungen formuliert.

2. Die Stellung der Kommunen in der deutschen Finanzverfassung

2.1 Grundlagen

Im Grundgesetz (GG) wird den Kommunen' in Artikel 28, Absatz 2 das Recht auf Selbstver-

waltung garantiert:*

,»Den Gemeinden muss das Recht gewéhrleistet sein, alle Angelegenheiten der ortlichen
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Auch die
Gemeindeverbiande haben im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereichs nach MaB3ga-
be der Gesetze das Recht der Selbstverwaltung. Die Gewaihrleistung der Selbstverwal-
tung umfasst auch die Grundlagen der finanziellen Eigenverantwortung; zu diesen
Grundlagen gehort eine den Gemeinden mit Hebesatz zustehende wirtschaftskraftbezo-
gene Steuerquelle.”

Wihrend Artikel 106 GG den Gemeinden bestimmte Steuereinnahmen zuteilt, werden thnen
im Gegensatz zu Bund und Léndern im GG keine Aufgaben zugewiesen. Aus juristischer Per-
spektive werden die Kommunen — und dies im Gegensatz zur 6konomischen Sicht — nicht als

dritte Gebietskorperschaftsebene neben Bund und Léndern gesehen (vgl. Zimmermann

2009:54 ft.).

' Die Begriffe Kommunen und Gemeinden werden — soweit nicht ausdriicklich zwischen Gemeinden, Stédten,
Zweckverbdnden usw. unterschieden wird — im Text synonym verwendet. Beide Begriffe sind umfassend zu
verstehen (gesamte kommunale Gebietskorperschaftsebene).

* In Hessen ist die Selbstverwaltung der Kommunen in Art. 137 der Hessischen Verfassung verankert.
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Stddte und Gemeinden stellen — wenn ihnen finanzielle Mittel in ausreichendem Umfang zur
Verfligung stehen — die Anpassung der staatlichen Aufgabenerfiillung an 6rtliche Lagen und
Gegebenheiten sicher. Im Idealfall bieten Stdadte und Gemeinden ein sach- und bedarfsgerech-
tes Angebot an Dienstleistungen, stellen die gewiinschte 6ffentliche Infrastruktur bereit und
iiben Einfluss auf die Gestaltung der 6rtlichen Umwelt geméf den Bediirfnissen ihres regiona-
len Nutzerkreises aus. Unter Beschiftigungsaspekten ist die kommunale Ebene ein wichtiger
Arbeitgeber. Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt der kommunalen Aufgabenerfiillung ist die
Beteiligung der Biirger am politischen Prozess vor Ort. Auf dieser Basis lassen sich auch de-

mokratietheoretische Uberlegungen fiir die Existenz der kommunalen Ebene ins Feld fiihren:

»Die Gemeinde gilt als urspriingliches Feld fiir die politische Betitigung des Biirgers.
Von der Kommunalpolitik werden besondere Schulungswirkungen (Sozialisationseffek-
te) erwartet, weil sich die ortlichen Verhéltnisse als tiberschaubar darstellen, die Problem-
lagen als durchschaubar gelten, Entscheidungsprozesse als beeinflussbar erscheinen und
Mafinahmen den Einzelnen personlich betreffen. Indem Politik in ihren lokalen Ergebnis-
sen erfahren wird, entwickelt sich der Entscheidungsprozess im zugeordnetem Ausschnitt
des politischen Systems (ndmlich im kommunalen Bereich) zum Bezugspunkt fiir Aktivi-
titen einer bewussten Gestaltung der gesellschaftlichen Umwelt. (NaBma-
cher/NaBBmacher 2007: 24).

Die Ausgabenstruktur der Kommunen fiir das Jahr 2008 ist in Abbildung 1 dargestellt: Der
grofite Teil der Ausgaben entfillt demnach auf das Personal, die sozialen Leistungen und den

laufenden Sachaufwand.



Abbildung 1: Struktur der kommunalen Ausgaben 2008*

o

3%

H Personalausgaben

o Laufender
Sachaufwand

M Soziale Leistungen

M Zinsausgaben

H Sachinvestition

M Sonstiges

* Ohne Stadtstaaten, ohne Krankenhduser mit kaufménnischem Rechnungswesen und ohne ausgegliederte Ein-
richtungen. Ausgaben = bereinigt, d.h. ohne besondere Finanzierungsvorgénge: Tilgung am Kreditmarkt, Riick-
zahlung Innerer Darlehen, Abwicklung von Fehlbetrdgen aus Vorjahren, Zufiihrungen an Riicklagen.

Quelle:  Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts  (www.staedtetag.de/imperia/
md/content/editorials/jahrgang2009/6.pdf), eigene Darstellung.

Um die Einnahmen- und Ausgabenentwicklung der Kommunen einer Bewertung zu unterzie-
hen, sind Grundkenntnisse iiber die Stellung der Kommunen in der deutschen Finanzverfas-
sung erforderlich — deshalb wird im Folgenden zumindest in kursorischer Form auf letztere

eingegangen.3

Die Einnahmen des Staates (ohne Sozialversicherungen) lassen sich in sechs Kategorien auf-
teilen: Steuern, Gebiihren, Beitrdge, Erwerbseinkiinfte, offentliche Verschuldung sowie Zu-
weisungen (einschlieBlich Erstattungen). Bei Steuern handelt es sich um hoheitlich erhobene
Zwangsabgaben ohne Anspruch auf Gegenleistung. Der Zwangscharakter kommt dadurch
zum Tragen, dass der Steuerpflichtige die entsprechenden Zahlungen auch gegen seinen Wil-
len leisten muss. Der {iberwiegende Teil der staatlichen Einnahmen stammt aus Steuerzahlun-
gen. Im Falle von Gebiihren und Beitrdgen hat der Zahlende im Gegensatz zu Steuern einen
Anspruch auf eine offentliche Gegenleistung, und es ist teilweise moglich, sich der Zahlung
zu entzichen. Gebiihren sind von 6ffentlichen Einrichtungen erhobene Abgaben fiir individu-
ell zurechenbare Leistungen, sie werden wiederum in Verwaltungs- und Benutzungsgebiihren
unterteilt. Beitrdge hingegen sind Zwangszahlungen fiir gruppenspezifisch zurechenbare Leis-
tungen wie z.B. ErschlieBungsbeitrage. Erwerbseinkiinfte schlieBlich erzielt die 6ffentliche

Hand durch die Teilnahme am Marktprozess, d.h. den 6ffentlichen Haushalten flieBen Ein-

? Vgl. dazu ausfiihrlich z.B. Bajohr (2007), Zimmermann/Henke/Broer (2009) und Scherf (2009).
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nahmen aus eigenen Unternehmen bzw. Beteiligungen zu. Die fiinfte Mdglichkeit der staatli-
chen Einnahmenerzielung ist die Aufnahme von Krediten. Normalerweise erfolgt die 6ffentli-
che Verschuldung zu marktiiblichen Konditionen, d.h. freiwillig und gegen Verzinsung sowie
Riickzahlung. Allerdings besteht grundsatzlich auch die Moglichkeit, einer bestimmten Grup-
pe von Personen den Kauf einer 6ffentlichen Anleihe zu bestimmten Konditionen aufzuerle-
gen (so genannte Zwangsanleihe). Bei Zuweisungen (und Erstattungen) handelt es sich um
Transaktionen zwischen staatlichen Korperschaften, d.h. eine Ebene der Gebietskorperschaft
alimentiert eine andere. Die Zuweisung kann von unten nach oben oder von oben nach unten
erfolgen und kann verschieden ausgestaltet sein (Zweckbindung, Mitfinanzierung, Finanz-

kraftgewichtung usw.).

Wenn wie in Deutschland mehrere Gebietskdrperschaftsebenen existieren, dann ist die Frage
nach der Verteilung der Einnahmen relevant: Diese Frage beantwortet der vertikale Finanz-
ausgleich. Vom vertikalen Finanzausgleich zu unterscheiden ist der so genannte horizontale
Finanzausgleich: Dieser beschéftigt sich mit der finanziellen Angleichung von Korperschaf-
ten auf einer Ebene. Ziel des horizontalen Finanzausgleichs ist es, die bei der vertikalen Ver-
teilung der Einnahmen auftretenden Unterschiede auszugleichen, die aufgrund der Differenz
zwischen den notwendigen Ausgaben sowie den zugewiesenen Einnahmen entstehen. Wéh-
rend sich also der vertikale Finanzausgleich mit der Aufteilung der Steuereinnahmen in verti-
kaler Richtung — also zwischen Bund, Lindern und Kommunen — befasst, wird im Rahmen
des horizontalen Finanzausgleichs auf Basis eines Vergleichs von Finanzkraft und Finanzbe-
darf ein Schliissel erarbeitet, der den als erforderlich angesehenen Ausgleich der unterschied-
lichen Finanzkraft auf einer Gebietskdrperschaftsebene herstellt. In Deutschland fiithren z.B.
im Rahmen des (horizontalen) Linderfinanzausgleichs die finanzstirkeren Bundeslidnder ei-

nen Teil ihrer Einnahmen an die finanzschwécheren Lander ab.

Da die Steuern wie bereits erwihnt die mit Abstand bedeutendste Einnahmeart der 6ffentli-
chen Hand sind, ist die Zuordnung der Steuerhoheit fiir die konkrete Ausgestaltung der Fi-
nanzautonomie der einzelnen Ebenen im Staat zentral. Die Steuerhoheit umfasst dabei drei

Elemente:
— die Ertragshoheit, die festsetzt, wem das jeweilige Steueraufkommen zuflief3t,

— die Gesetzgebungshoheit (auch Gestaltungs- oder Objekthoheit), die bestimmt, auf

welcher Korperschaftsebene die Steuer gesetzlich verabschiedet wird,
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die Durchflihrungshoheit, die festlegt, wessen Verwaltung die Steuer einzieht.

Aus finanzwissenschaftlicher Sicht ist insbesondere die Ertragshoheit von Interesse. Dabei

werden insgesamt drei Systeme der Zuordnung unterschieden:

Trennsysteme: Das komplette Auftkommen einer bestimmten Steuer steht einer Kor-
perschaft zu. In der weitestgehenden Form der Ausgestaltung, dem ungebundenen
oder freien Trennsystem kann jede Korperschaft sowohl Art als auch Hohe der Steuer
autonom festsetzen. Eine gemédBigte Variante ist das gebundene Trennsystem: Die
obere Gebietskorperschaft verfiigt iiber die Gesetzgebungshoheit, wihrend der unteren
Ebene das Steuerauftkommen zufliet. Im Rahmen des gebundenen Trennsystems ist
es moglich, den Einnahmenempfingern bestimmte Gestaltungsmoglichkeiten (z.B.

Hebesatzrecht) einzurdumen.

Verbund-, Quoten- oder Steuerverbundsysteme: Mehre Gebietskorperschaftsebenen
teilen sich das Aufkommen aus einer oder aus mehreren Steuern. Es wird unterschie-
den zwischen einem Gesamtverbundsystem, d.h. die Quote wird auf die Gesamtheit
der gemeinschaftlichen Steuern bezogen, und dem Einzelverbundsystem, in dessen
Rahmen die Quoten fiir jede Steuer einzeln festgelegt werden. Die Steuer mit dem
grofBten Aufkommen in Deutschland — die Lohnsteuer — ist eine Verbundsteuer:
42,5 % erhalten jeweils Bund und Linder, 15 % gehen an die Gemeinden. Ein weite-
res Beispiel ist die Korperschaftsteuer: Je die Hélfte ihres Aufkommens entfillt auf

den Bund und die Linder.

Zuschlagssysteme: Beim Zuschlagssystem besitzt eine Ebene die Gesetzgebungs- und
Ertragshoheit, wihrend eine andere Ebene autonom einen Zuschlag auf diese Steuer

erheben kann.

Tabelle 1: Verteilung der Gemeinschaftsteuern (2008)

Steuerart Anteil Bund Anteil Lander | Anteil Gemeinden

Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer 42.5 % 42,5 % 15,0 %

nicht veranlagte Steuern 50,0 % 50,0 % -

Korperschaftsteuer 50,0 % 50,0 % -

Zinsabschlag 44,0 % 44,0 % 12,0 %

Umsatzsteuer 54,4 % 43,6 % 2,0%
Quelle:  Bundesministerium der Finanzen, Steuerschatzung Mai 2009 (z.T. eigene Berechnungen).

In der Regel findet man diese Systeme in einem bestimmten Land nicht in Reinform, sondern

es existieren meist mehrere Zuordnungssysteme nebeneinander. In Deutschland werden unge-

fahr 30 Steuern erhoben. Der Grofiteil des Gesamtaufkommens beruht dabei auf nur wenigen
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Steuern. Die aufkommensstarksten Steuern sind die Einkommensteuer und die Steuern vom
Umsatz — alleine auf diese beiden Steuerarten entfallen schon rund zwei Drittel des Ge-
samtsteueraufkommens. Alle besonders ergiebigen Steuern sind Gemeinschaftssteuern (vgl.
auch die Tabellen 1, 2 und 3), aber auch die ,,kleinen* Steuern haben unter Umstdnden eine
grofle Bedeutung fiir die dezentralen staatlichen Ebenen, wie z.B. die Gewerbesteuer fiir die

Kommunen als deren wichtigste Einnahmequelle.

Tabelle 2: AusschlieBliche Steuern*

Bund Léander Gemeinden
Branntweinabgabe Biersteuer Gemeinde-Getriankesteuer
Energiesteuer Grunderwerbsteuer Grundsteuer

Tabaksteuer Lotteriesteuer Vergniligungsteuer
Kaffeesteuer Feuerschutzsteuer Schankerlaubnissteuer
Schaumweinsteuer Erbschaftsteuer Jagdsteuer
Versicherungsteuer Hundesteuer
Solidaritatszuschlag Zweitwohnungssteuer
Ergdnzungsabgabe

Kfz-Steuer

* Aufkommen flief3t allein dem Bund, den Landern oder den Gemeinden zu.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen.

Auch wenn die Gemeinschaftssteuern die ertragreichsten sind, so gilt doch fiir die Mehrzahl
der Steuerarten in Deutschland das ,,gebundene* Trennsystem. Fiir den groften Teil von thnen
hat der Bund die Gesetzgebungskompetenz, weil ein gesamtstaatliches Regelungsbediirfnis
als gegeben angenommen wird. Auch flieen die Ertridge vieler dieser Steuern im Trennsys-
tem dem Bund zu, zu denken ist etwa an die Energie- und die Versicherungsteuer sowie den
Solidaritdtszuschlag. Die Lander besitzen beispielsweise die Ertragshoheit tiber die Bier- und
die Erbschaftsteuer. Eine Steuerart, fiir die der Bund die Gesetzgebungshoheit besitzt, deren

Aufkommen aber ausschliefSlich den Gemeinden zusteht, ist die Grundsteuer.
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Tabelle 3: Steuereinnahmen 2008

Steuerart Milliarden Euro %

Steuern vom Umsatz 176,0 31,4%
Lohnsteuer 141,9 25,3%
Gewerbesteuer 41,1 7,3%
Energiesteuer 39,2 7,0%
veranlagte Einkommensteuer 32,7 5,8%
nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 16,6 3,0%
Korperschaftsteuer 15,9 2,8%
Tabaksteuer 13,6 2,4%
Abgeltungssteuer auf und Zins- und Vermogensertriage 13,5 2,4%
Solidarititszuschlag 13,1 2,3%
Grundsteuer 10,8 1,9%
Versicherungsteuer 10,5 1,9%
Kfz-Steuer 8,8 1,6%
Stromsteuer 6.3 1,1%
Grunderwerbsteuer 5,7 1,0%
Erbschaftsteuer 4,8 0,9%
Branntweinsteuer 2,1 0,4%
Kaffeesteuer 1,0 0,2%

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Ergebnisse der Steuerschitzung 2009 (Mai). Alle tbrigen Steu-
ern haben ein Aufkommen von weniger als 1 Mrd. Euro.

Durchgingig wird das Trennsystem bei den ortlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern ange-
wandt. Sie werden Kommunen zuerkannt, weil sie in der Regel die entsprechende Steuerge-
setzgebungshoheit ausiiben. Der Grund dafiir ist, dass der Belastung durch ortliche
Verbrauch- und Aufwandsteuern oft ein gleich zu gewichtender Vorteil entspricht, den die
Steuerpflichtigen als solchen erkennen konnen, was wiederum die Akzeptanz der Steuer-

schuld steigert. Steuern dieser Art sind z.B. die Hunde- und die Zweitwohnungssteuer.

Die Gewerbesteuer vereinigt in sich verschiedene Elemente. So orientiert sie sich einerseits
am ,,gebundenen* Trennsystem: Die Gesetzgebungshoheit liegt beim Bund, die Ertragshoheit
bei den Gemeinden. Das kommunale Recht auf Anwendung eines Hebesatzes verweist ande-
rerseits auf das Zuschlagsystem, bei dem eine Ebene (Kommune) Zuschldage auf die Steuer

einer anderen Ebene (Bund) vornehmen kann.

In Abbildung 2 ist dargestellt, wie sich in Deutschland die Anteile der jeweiligen Gebietskor-

perschaften am Steueraufkommen von 1960 bis 2008 entwickelt haben.
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Abbildung 2: Anteile der Gebietskérperschaften am Steueraufkommen 1960 - 2008
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' Aufeilung nach dem jeweiligen Gebietsstand; LAF = Lastenausgleichsfonds
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Darstellung und z.T. eigene Berechnungen.

Nach diesen kurzen Ausfithrungen zum gesamtstaatlichen Einnahmesystem wollen wir uns

nun kurz der kommunalen Ebene zuwenden.*

2.2 Grundziige der kommunalen Einnahmen in Deutschland

Die kommunalen Ausgaben werden insbesondere durch das Steueraufkommen und die Zu-
weisungen gedeckt, daneben spielen auch noch Entgelte — und hier insbesondere Beitrage —
eine gewisse Rolle (vgl. Abbildung 3). Bei den Steuern wiederum tragen die Gewerbesteuer
und der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer mit zusammen 80 % zum Aufkommen beli,

daneben ist vor allem noch das Aufkommen der Grundsteuer B von groBerer Relevanz (vgl.
Abbildung 4).

% Zu den Kommunalfinanzen vgl. das Standardwerk von Zimmermann (2009); eine Einfiihrung, die auch linger-
fristige Trends einzelner Einnahmenkategorien benennt, liefern NaBBmacher/NaBBmacher (2007: 136 ff.).
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Abbildung 3: Kommunale Deckungsquote 2008*

m Steuern (netto)

H Entgelte

W Zuweisungen

M Sonstige

* Deckungsquote gemessen an den bereinigten Ausgaben; Entgelte: Gebiihren (9,4%) und Beitrdge (0,8%).
Ohne Stadtstaaten, ohne Krankenhduser mit kaufmannischem Rechnungswesen und ohne ausgegliederte Einrich-
tungen. Die Zahlungen von Gemeinden sind jeweils abgesetzt. Einnahmen einschlielich steuerdhnliche Ein-
nahmen und zweckgebundene Abgaben. Einnahmen = bereinigt, d.h. ohne besondere Finanzierungsvorginge:
Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt, Innere Darlehen, Entnahmen aus Riicklagen. Ausgaben = bereinigt, d.h.
ohne besondere Finanzierungsvorginge: Tilgung am Kreditmarkt, Riickzahlung Innerer Darlehen, Abwicklung
von Fehlbetrégen aus Vorjahren, Zufiihrungen an Riicklagen.

Quelle:  Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts  (www.staedtetag.de/imperia/
md/content/editorials/jahrgang2009/6.pdf), eigene Darstellung.

Abbildung 4: Struktur der Gemeindesteuern 2008 (netto)*
1%

0,5% B Gewerbesteuer

B Gemeindeanteil

Umsatzsteuer

m Gemeindeanteil
Einkommensteuer

B Grundsteuer A

H Grundsteuer B

H Sonstige
Gemeindesteuern

* Ohne Stadtstaaten, ohne Krankenhduser mit kaufménnischem Rechnungswesen und ohne ausgegliederte Ein-
richtungen. Die Zahlungen von Gemeinden sind jeweils abgesetzt. Steuern einschlieBlich steuerdhnliche Ein-
nahmen.

Quelle: Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts (www.staedtetag.de/imperia/md/
content/editorials/jahrgang2009/6.pdf), eigene Darstellung.

Gewerbe- und Grundsteuer werden auch als ,,Realsteuern” bezeichnet, weil sie an der Er-
tragskraft von Einkommensquellen ankniipfen. Die Gewerbesteuer steht den Gemeinden zu,

Bund und Linder sind durch eine Umlage an ihr beteiligt. Die Gemeinden wirken — dies wur-
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de bereits oben erwdhnt — bei der Festsetzung der Gewerbesteuerhdhe iiber das so genannte
Hebesatzrecht mit. Die Gewerbesteuer soll den Gemeinden jene Kosten erstatten, die ithnen
durch Ansiedlung, Existenz und Tatigkeit von Betrieben entstehen. Diese kommunalen Leis-
tungen umfassen z.B. die ErschlieBung von Baugeldnde, Bau und Unterhalt von Strafen, Feu-
erschutz usw. Problematisch ist die Konjunkturempfindlichkeit der Gewerbesteuer, die ein
gesamtwirtschaftlich konjunkturgerechtes Verhalten der Gemeinden erschwert — d.h. die Ge-
werbesteuer beglinstigt in ihrer derzeitigen Form ein prozyklisches kommunales Ausgabever-

halten.

Grundlage fiir die Gewerbesteuer ist der nach Einkommensteuer- oder Korperschaftsteuerge-
setz ermittelte Gewinn aus dem Gewerbebetrieb. Der zur Besteuerung zugrunde gelegte Ge-
werbeertrag ergibt sich durch verschiedene Hinzurechnungen und Abziige: Ziel ist nicht die
Besteuerung des Gewinns, sondern die des Ertrags, den der Betrieb in der entsprechenden
Periode erzielt hat (so sind etwa anteilig Zinszahlungen, Mieten, Pachten und Leasingraten
zum Gewinn hinzuzurechnen, die zum Ertrag des Unternehmens gehoren). Die Ermittlung des
Steuermessbetrages erfolgt durch die Multiplikation des Gewerbeertrags (es besteht ein Frei-
betrag in Hohe von 24.500 Euro fiir Einzelunternehmer/Personengesellschaften) mit der Steu-
ermesszahl in Hohe von 3,5 %: Steuermessbetrag = Gewerbeertrag 0,035. Die Gewerbeer-
tragsteuer wird mit einem auf den Steuermessbetrag anzuwendenden Prozentsatz (Hebesatz)
festgesetzt und erhoben. Der Hebesatz, der mindestens 200 % betragen muss, wird von der
Gemeinde festgelegt, in der eine Betriebsstétte unterhalten wird. Einzelunternehmer und Ge-
sellschafter einer Personengesellschaft konnen die Gewerbesteuer pauschaliert auf die Ein-

kommensteuerschuld anrechnen.

Auch bei der Grundsteuer verfiigen die Stidte und Gemeinden iiber ein Hebesatzrecht. Die
Bemessungsgrundlage fiir die Grundsteuer liefert das Bewertungsgesetz in Form von Ein-
heitswerten, die wiederum mit unterschiedlichen Steuermesszahlen (Ein- oder Zweifamilien-
haus, Land- und Forstwirtschaft, sonstige) zu multiplizieren sind — so ergibt sich der Steuer-
messbetrag. Auf letzteren erhebt die Kommune ihren getrennt festzulegenden Hebesatz fiir
die Grundsteuer A (Betriebe der Land- und Forstwirtschaft) und die Grundsteuer B
(Grundstiicke).

Von der Einkommensteuer erhalten die Kommunen eines Bundeslandes einen Anteil in Hohe
von 15 %, und zwar bezogen auf das jeweilige Landesaufkommen. Dieses Autkommen wird

liber ein so genanntes Sockelaufkommen verteilt: Das Sockelaufkommen setzt sich aus den zu
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versteuernden Einkommen bis zur Sockelgrenze (30.000 Euro fiir Ledige, 60.000 Euro fiir
Ehepaare) zusammen. Der Anteil einer Gemeinde am kommunalen Einkommensteuerauf-
kommen des Bundeslandes ergibt sich dann aus der Multiplikation des Landesaufkommens
mit dem Anteil der Gemeinde am Sockelautkommen. Durch dieses Verfahren wird eine ge-

wisse Nivellierung bei der Verteilung des Einkommensteueranteils der Kommunen erreicht.

Wihrend die Beteiligung der Gemeinden an der Einkommensteuer schon seit rund 40 Jahren
besteht, ist dies bei der Umsatzsteuer erst seit 1998 der Fall (eingefiihrt als Kompensation fiir
die seinerzeit abgeschaffte Gewerbekapitalsteuer). Die Umsatzsteuerbeteiligung hat im Jahr
2008 mit rund 5 % zum kommunalen Steueraufkommen beigetragen. Andere Steuern als die

zuvor kurz erlduterten spielen fiir die Kommunen nur eine marginale Rolle.

2.3 Der kommunale Finanzausgleich in Deutschland

Nach den Steuern sind Zuweisungen die mit Abstand wichtigste Einnahmenkategorie der
Gemeinden. Von besonderem Interesse sind dabei die Mittel aus dem so genannten Kommu-
nalen Finanzausgleich (KFA).” Die Kommunen in Deutschland verfiigen auf Grund differie-
render Wirtschaftskraft {iber unterschiedlich hohe originidre Einnahmen. Sie erhalten daher im
Rahmen des KFA Mittel aus dem jeweiligen Landeshaushalt. Ziel des KFA ist es in erster
Linie, allen Kommunen eines Landes einen finanziellen Mindeststandard zu gewihrleisten
sowie iibermifige Finanzkraftunterschiede zwischen ihnen zu vermeiden. Die vertikale und
horizontale Verteilung dieser KFA-Mittel, also zwischen dem Land und seinen Kommunen

sowie zwischen den Kommunen innerhalb eines Landes, ist Aufgabe der Bundeslénder.

Die vertikale Dimension des KFA ist im Grundgesetz in Art. 106, Abs. 7 verankert. Danach
sind die Lénder verpflichtet, einen Teil der ihnen zuflieBenden Gemeinschaftsteuern an ihre
Gemeinden weiterzuleiten. Dariiber hinaus konnen die Kommunen im Rahmen des KFA an
weiteren Landessteuern beteiligt werden.® Die Hohe des Anteils an den Gemeinschaftsteuern
(und gegebenenfalls an weiteren Steuern), die so genannte Verbundquote, bestimmt der Lan-
desgesetzgeber. Sie ist zurzeit in den Lindern je nach Aufgabenverteilung zwischen Land und

Gemeinden unterschiedlich hoch. Durch Multiplikation der Verbundquote mit dem Aufkom-

> Zum KFA vgl. ausfiihrlich Zimmermann (2009: 225 ff.), siehe ferner Dietz (2003) und Scherf (2009: 508 ff.).
Scherf erldutert auch die Vergabe von Schliisselzuweisungen am Beispiel des hessischen KFA. Eine historische
Darstellung des hessischen KFA liefert Broer (2001).

® Wortlich heiBt es in Art. 106, Abs. 7 GG: ,Von dem Lénderanteil am Gesamtaufkommen der Gemein-
schaftsteuern flieBt den Gemeinden und Gemeindeverbianden insgesamt ein von der Landesgesetzgebung zu
bestimmender Hundertsatz zu. Im Ubrigen bestimmt die Landesgesetzgebung, ob und inwieweit das Aufkom-
men der Landessteuern den Gemeinden (Gemeindeverbanden) zuflieft.*
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men der fiir den Finanzausgleich einschldgigen Steuern gelangt man zur Steuerverbundmasse,
zusammen mit weiteren finanziellen Mitteln ergibt sich die Finanzausgleichsmasse als Grund-

lage der KFA-Zuweisungen.

Tabelle 4: Struktur des Kommunalen Finanzausgleichs in Westdeutschland (2006)

Mittelherkunft Freiheitsgrad Verwendung
Steuerverbund
obligatorisch
- Einkommensteuer Schliisselzuweisungen 45 %
- Korperschaftsteuer . . Soziales, Schule, Sport 32%
- Umsatzsteuer Allgemeine Zuweisungen
fakultativ ) (disponibel) Investitionspauschale (u.a. Zuweisun-
- Landerfinanzausgleich 57 % gen) 11 %
- Gewerbesteuerumlage
- Grunderwerbsteuer Schule, Kultur 6 %
- Vermogensteuer i ) o . )
- andere Landessteuern Offentliche Einrichtungen, wirtschaftli-
che Unternechmen 2%
Bauwesen, Straflen 2%
. Spezielle Zuweisungen
Sonstige Landes- und Bundes- (zweckgebunden) Bedarfszuweisungen 0.6 %
mittel 0
43 % i
Sonstige 1%

Quelle: Stadtetag (www.staedtetag.de/imperia/md/content/editorials/jahrgang2009/12.pdf), eigene Dar-
stellung.

In allen Léndern sehen die Finanzausgleichsgesetze Schliisselzuweisungen vor, die den be-
deutendsten Teil der Finanzausgleichsmasse darstellen (zur Struktur des KFA vgl. auch Ta-
belle 4). Die Schliisselzuweisungen werden den Kommunen als allgemeine Deckungsmittel

nach einem bestimmten Verteilungsschliissel zugeteilt.

Die horizontale Dimension des KFA besteht in der nivellierenden Art der Zuteilung der Mit-
tel: Kommunen mit relativ geringen eigenen Einnahmen erhalten hohere Finanzzuweisungen
aus der Finanzausgleichsmasse des Landes als solche, die mit eigenen Einnahmen besser aus-
gestattet sind. Neben den Schliisselzuweisungen bekommen die Gemeinden aus der Finanz-
ausgleichsmasse auch Zweckzuweisungen, erginzende Zuweisungen und Investitionspau-

schalen.

Die Zuteilung der KFA-Mittel erfolgt fiir jede Kommune iiber einen Vergleich von Steuer-
kraft und Finanzbedarf: Sofern der Finanzbedarf die Steuerkraft {ibersteigt, wird die Differenz
zwischen beiden GroBlen ausgeglichen, jedoch nicht in voller Hohe. Ist umgekehrt die Steuer-
kraft hoher als der Finanzbedarf, erhilt die betreffende — dann als abundant bezeichnete —

Gemeinde keine Schliisselzuweisungen oder nur eine Mindestschliisselzuweisung pro Ein-
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wohner. Die Steuerkraftmesszahl ist der Indikator fiir die Steuerkraft, die Bedarfsmesszahl der

Indikator des Finanzbedarfs:

— Die Steuerkraftmesszahl wird errechnet, indem die Steuerkraftzahlen der Gemeinde-
steuern — Grundsteuer, Gewerbesteuer, Gemeindeanteil an der Einkommen- und Um-

satzsteuer — in einer Referenzperiode addiert werden.

— Die Bedarfsmesszahl einer Gemeinde errechnet sich aus dem Produkt von Hauptansatz
bzw. — soweit das Finanzausgleichsgesetz des betreffenden Landes auch Neben- bzw.
Erginzungsansitze vorsieht — Gesamtansatz und einem fiir alle Gemeinden eines Lan-

des einheitlichen Grundbetrag.

Die Zahl der Einwohner ist die wichtigste Grofe, die in die Berechnung des durchschnittli-
chen Finanzbedarfs einer Gemeinde eingeht. In einigen Bundesldndern wird bei der Berech-
nung der Bedarfsmesszahl nicht nur die tatsédchliche Einwohnerzahl, sondern auch die Ein-
wohnerstruktur beriicksichtigt. Dies geschieht, indem die tatsdchliche Einwohnerzahl durch
Ergénzungsansitze erhoht wird, wenn bestimmte Personen in ihr wohnen, wie zum Beispiel
Stationierungsstreitkrédfte oder eine hohe Zahl von Schiilern. Auf diese Weise wird ein zusétz-
licher Finanzbedarf der Kommune anerkannt. Auch in den Hauptansatzfaktor geht die Ein-
wohnerzahl ein — allerdings nicht die tatsdchliche, sondern haufig die mit zunehmender Grof3e
einer Gemeinde stirker gewichtete Einwohnerzahl (,,veredelte Einwohnerzahl). Die starkere
Gewichtung wird damit begriindet, dass die Aufgaben- und damit Ausgabenbelastung einer
Gemeinde mit wachsender Bevdlkerung tiberproportional zunimmt, etwa durch kulturelle
Angebote in Form von Theatern, Museen oder dhnlichem. Dies hat zur Folge, dass Einwohner
von grofleren Stidten im kommunalen Finanzausgleich mehr Gewicht haben als Einwohner

von kleineren Stidten und Gemeinden.

Der Grundbetrag als zweite Grofle zur Ermittlung der Bedarfsmesszahl wird so festgelegt,
dass die gesamte in einem Jahr zur Verfiigung stehende Finanzausgleichsmasse ausgeschopft

wird.

2.4 Der kommunale Finanzausgleich in Hessen

Grundlage des hessischen KFAs sind die insbesondere um den Lénderfinanzausgleich gemin-
derten Einnahmen des Landes aus der Einkommen-, der Korperschaft-, der Umsatz- und der
Vermogensteuer sowie der Kfz-Steuer bzw. den Zuweisungen vom Bund zum Ausgleich der

wegfallenden Einnahmen aus der Kfz-Steuer und der LKW-Maut, der Grunderwerbsteuer und
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der Gewerbesteuerumlage.” Aus diesem Aufkommen erhalten die Kommunen 23 %. Die Fi-
nanzausgleichsmasse wird fiir allgemeine Zuweisungen, Besondere Finanzzuweisungen und

fiir Ausgaben zur Finanzierung von Investitionen verwendet.

Kreisangehorige Gemeinden, kreisfreie Stiddte und Landkreise erhalten Schliisselzuweisun-
gen. Die entsprechende Gesamtschliisselmasse ergibt sich, indem die Betrdge von der Finanz-
ausgleichsmasse abgezogen werden, die flir die Allgemeine Finanzzuweisung an den Lan-
deswohlfahrtsverband Hessen (LWV),® fiir Besondere Finanzzuweisungen und fiir Ausgaben
zur Finanzierung von Investitionen veranschlagt werden. Von der Gesamtschliisselmasse

werden verwendet:

— fiir kreisangehorige Gemeinden 45,3 %,

— kreisfreie Stadte 20,1 %,9

— Landkreise 34,2 %.

Die Schliisselzuweisungen werden fiir die kreisangehdrigen Gemeinden und die kreisfreien
Stidte auf Basis von Bedarfsmess- und Steuerkraftmesszahlen ermittelt. Die Bedarfsmesszahl
ergibt sich aus Multiplikation von Gesamtansatz und Grundbetrag, dabei besteht der Gesamt-
ansatz aus Haupt- und Ergénzungsansitzen: Fiir die kreisfreien Stddte entfallen die Ergén-
zungsansitze. Beim Hauptansatz finden zentraldrtliche Funktionen Beriicksichtigung, Ergén-
zungsansitze bestehen flir Stationierungsstreitkrifte, Bevolkerungszuwachs und die Schiiler-
zahl, wenn eine kreisangehorige Gemeinde Schultrdger ist. Grundlage fiir die Steuerkraft-
messzahl sind Grund- und Gewerbesteuer sowie die Gemeindeanteile an der Einkommen- und
der Umsatzsteuer (abziiglich Gewerbesteuerumlage). Fiir die Realsteuern wird ein einheitli-
cher fiktiver Hebesatz verwendet. Abundante kreisangehorige Gemeinden erhalten nach Gro-
Be gestaffelte Mindestschliisselzuweisungen. Eine Mindestschliisselzuweisung ist auch fiir die

kreisfreien Stidte vorgesehen.

Die Schliisselzuweisungen der Landkreise werden durch Vergleich von Bedarfs- und Umla-

gekraftmesszahl ermittelt. Auch fiir Landkreise gibt es Mindestschliisselzuweisungen.

’ Die konkrete und detaillierte Ausgestaltung des hessischen KFA ist im Gesetz zur Regelung des Finanzaus-
gleichs (Finanzausgleichsgesetz, kurz FAG) zu finden.

¥ Der LWV als Korperschaft des 6ffentlichen Rechts ist ein Zusammenschluss der Landkreise und kreisfreien
Stédte in Hessen, der verschiedene soziale Aufgaben wahrnimmt. Die Zuweisungen an den LWV sollen 4,8 %
der Gesamtschliisselmasse, jedoch mindestens 2,7 % der Steuerverbundmasse betragen.

° In Hessen gibt es fiinf kreisfreie Stadte: Kassel, Frankfurt, Offenbach, Darmstadt und Wiesbaden.
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3. Einnahmen- und Ausgabenentwicklung der Kommunen in
Deutschland insgesamt und in Hessen bis zum Ausbruch der
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise

Dieser Abschnitt hat die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben der deutschen Kommu-
nen insgesamt sowie der Kommunen in Hessen seit Anfang bzw. Mitte der 1990er Jahre zum
Gegenstand. Die hier préasentierten Daten filir Deutschland insgesamt stammen — wie unter den
entsprechenden Abbildungen vermerkt — aus dem Tabellenanhang des Gemeindefinanzbe-
richts des Deutschen Stidtetags. Die Daten fiir Hessen sind vom Statistischen Landesamt zur
Verfligung gestellt worden, allerdings nicht in aggregierter Form. Die Aggregationen der ein-
zelnen Werte aus den Gruppierungsplédnen sind durch die Autoren erfolgt (vgl. dazu die je-
weiligen Erlduterungen unter den Abbildungen). Da fiir Hessen die Daten erst ab 1994 in
elektronischer Form zur Verfiigung stehen, bilden die Abbildungen fiir die hessischen Kom-
munen die Entwicklung jeweils erst ab diesem Zeitpunkt ab. Die Zahlen fiir die hessischen
Kommunen beruhen bis einschlieBlich 2007 auf der (jdhrlich) durchgefiihrten Jahresrech-
nungsstatistik, die Zahlen fiir 2008 auf der vierteljahrlichen Kassenstatistik — fiir das Jahr
2008 sind generell noch keine Zahlen fiir die Zweckverbéinde verfiigbar. Infolge der Umstel-
lung auf die doppelte Buchfiihrung ist nach Angaben des Hessischen Statistischen Landesam-
tes zudem ab 2008 mit einer Beeintrdchtigung der Datenqualitdt zu rechnen. Im Jahresver-
gleich ergeben sich insbesondere bei kreisfreien Stddten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die

Aussagekraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschréankt.

Generell besteht bei der Analyse der kommunalen Haushaltsentwicklung das Problem der
Auswirkungen von Ausgliederungen kommunaler Einrichtungen. Im Gegensatz zu Regiebe-
trieben werden Eigenbetriebe und Eigengesellschaften'® mit ihren Einnahmen und Ausgaben
nicht mehr (voll) im kommunalen Haushalt erfasst (vgl. Bundesbank 2000: 52 ff)''. Ausglie-
derungen haben z.B. einen ddmpfenden Effekt auf die Gebiihreneinnahmen sowie die Perso-
nal- und Sachinvestitionen. Bei der am Ende dieses Abschnitts dargestellten Personalentwick-
lung ist es allerdings moglich, die Effekte der Verlagerung von Beschéftigung in rechtlich
selbstédndige Unternehmen fiir Hessen darzustellen — jedoch nicht auf Basis von Vollzeitdqui-

12
valenten.

' Zur Unterscheidung von Regie- und Eigenbetrieben sowie Eigengesellschaften vgl. Zimmermann (2009: 92).
' Vgl. hierzu auch Killian et al. (2006).

2 Vollzeitiquivalente entsprechen der Zahl der auf Normalarbeitszeit umgerechneten Beschiftigungsverhilt-
nisse.
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Wird die Entwicklung der Gemeindefinanzen seit der Deutschen Einheit betrachtet, dann las-
sen sich in den vergangenen rund 20 Jahren idealtypisch mehrere Phasen unterscheiden (vgl.
Abbildung 5)." Bis Mitte der 1990er Jahre weisen die Kommunalhaushalte erhebliche Defizi-
te auf. In Ostdeutschland ist dies insbesondere der Tatsache geschuldet, dass die Kommunen
ihre Infrastruktur modernisieren und rasch an das Westniveau anschliefen wollten. In West-
deutschland veranlasst der Einigungsboom die Gemeinden im selben Zeitraum zu einer ex-
pansiven Ausgabenpolitik. Ab 1995 setzt dann eine ausgabenseitige Konsolidierung ein, die
bei einer moderaten Entwicklung der Einnahmen ab 1998 fiir drei Jahre zu Haushaltsiiber-
schiissen fiihrt. Ab dem Jahr 2001 geraten die Kommunen dann wieder unter betrichtlichen
Druck, weil die Einnahmen weg brechen — Ursache hierfiir sind die Steuersenkungen der rot-
griinen Bundesregierung sowie die lange konjunkturelle Stagnationsphase, die bis ins Jahr
2005 anhilt.'* Angesichts der Einnahmenentwicklung in den Jahren 2001 ff. stagnieren die
Ausgaben bis zum Jahr 2005. Im Zuge der konjunkturellen Belebung, die im Jahr 2005 be-
ginnt und in den darauffolgenden Jahren zu betrichtlichen Einnahmensteigerungen fiihrt, er-

héhen die Kommunen ihre Ausgaben und erzielen wieder Uberschiisse.

1 Zur Entwicklung der Kommunalfinanzen in den 1990er Jahren bis zum Jahr 2001 vgl. Bach/Vesper (2002).
Vgl. auch Bundesbank (2000) und Vesper (2004: 41 ff.).

4" Zur Konjunkturentwicklung und zur Makropolitik ab dem Jahr 2001 vgl. ausfithrlich Eicker-
Wolf/Niechoj/Truger (2009). Auf die Folgen der Steuerpolitik seit 1998 fiir die Kommunen sowie fiir die Ge-
bietskdrperschaften insgesamt geht Abschnitt 4 genauer ein.
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Abbildung 5: Einnahmen und Ausgaben der Kommunen 1992-2009*

—&— Einnahmen

—a— Ausgaben

1992 1994 1996 1998 2000
Jahr

2002 2004 2006 2008

* Ohne Stadtstaaten, ohne Krankenhduser mit kaufménnischem Rechnungswesen und ohne ausgegliederte Ein-
richtungen. 1992 bis 2006 Rechnungsergebnisse; 2007 und 2008 Jahresergebnisse der Vierteljahresstatistik;
2009 Schitzung. Die Zahlungen von Gemeinden sind jeweils abgesetzt. Einnahmen einschlielich steuerdhnliche
Einnahmen und zweckgebundene Abgaben. Einnahmen = bereinigt, d.h. ohne besondere Finanzierungsvorgén-
ge: Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt, Innere Darlehen, Entnahmen aus Riicklagen. Ausgaben = bereinigt,
d.h. ohne besondere Finanzierungsvorgénge: Tilgung am Kreditmarkt, Riickzahlung Innerer Darlehen, Abwick-
lung von Fehlbetrigen aus Vorjahren, Zufiihrungen an Riicklagen.

Quelle: Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts (www.staedtetag.de/imperia/md/
content/editorials/jahrgang2009/6.pdf), eigene Darstellung.

Hessen'> — fiir das hier Zahlen ab Mitte der 1990er Jahre prisentiert werden — weicht mit
Blick auf die allgemeine Einnahmen- und Ausgabenentwicklung nicht grundsitzlich vom
gesamtdeutschen Trend ab (Abbildung 6, 7 und 8). Sowohl fiir Deutschland als auch fiir Hes-
sen zeigen die Abbildungen 9 und 10, dass insbesondere die Entwicklung der Steuereinnah-

men stark schwankt.

' Die Bezeichnung ,,Hessen* in den Abbildungen steht fiir die Gesamtheit der hessischen Kommunen (kreisfreie
Stidte, kreisangehdrige Gemeinden, Kreishaushalte, LWV und Zweckverbénde).
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Abbildung 6: Die Einnahmen der Kommunen in Hessen 1994-2008*
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* EinschlieBlich LWV und Zweckverbdnde. Einnahmen des Verwaltungs- und des Vermogenshaushalts. Ein-
nahmen abziiglich Gewerbesteuerumlage, Einnahmen des Vermdgenshaushalts, haushaltstechnische Verrech-
nungen, Zahlungen an Gemeinden und Gemeindeverbinde, Kreditaufnahmen (Gr.-Nr. 374, 377, 378), innere
Darlehen und Einnahmen von Riicklagen. Quelle der Zahlen bis einschlieBlich 2007 ist die Jahresrechnungssta-
tistik, fiir 2008 die vierteljahrliche Kassenstatistik (2008 ohne Zweckverbédnde). Infolge der Umstellung auf die
doppelte Buchfiihrung ist ab 2008 mit einer Beeintrachtigung der Datenqualitit zu rechnen. Im Jahresvergleich
ergeben sich insbesondere bei kreisfreien Stddten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussagekraft der Zahlen
fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrénkt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.
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Abbildung 7: Die Ausgaben der Kommunen in Hessen 1994-2008*
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* EinschlieBlich LWV und Zweckverbiande. Ausgaben des Verwaltungs- und des Vermogenshaushalts. Ausga-
ben abziiglich Gewerbesteuerumlage, haushaltstechnische Verrechnungen, Zahlungen von Gemeinden und Ge-
meindeverbinden, Tilgung von Krediten (Gr.-Nr. 974, 977, 978), innere Darlehen, Deckung von Sollfehlbetra-
gen (Gr.-Nr. 892 und 992), Zufithrungen an Riicklagen. Die Zahlen bis einschlieBlich 2007 stammen aus der
Jahresrechnungsstatistik, fiir 2008 aus der vierteljdhrlichen Kassenstatistik (2008 ohne Zweckverbénde). Infolge
der Umstellung auf die doppelte Buchfiihrung ist ab 2008 mit einer Beeintrichtigung der Datenqualitét zu rech-
nen. Im Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreisfreien Stddten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die
Aussagekraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrankt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 8: (Gesamt-)Einnahmen und Ausgaben der Kommunen in Hessen 1994-2008*
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* Einnahmen gemil Abbildung 6, Ausgaben gemil3 Abbildung 7.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.
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Abbildung 9: Die Steuereinnahmen der Kommunen in Deutschland 1992-2009*
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* Ohne Stadtstaaten, ohne Krankenhduser mit kaufménnischem Rechnungswesen und ohne ausgegliederte Ein-
richtungen. 1992 bis 2006 Rechnungsergebnisse; 2007 und 2008 Jahresergebnisse der Vierteljahresstatistik;

2009 Schitzung. Steuern einschl. steuerdhnliche Einnahmen.
Quelle: Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts (www.staedtetag.de/imperia/md/

content/editorials/jahrgang2009/6.pdf), eigene Darstellung.

Abbildung 10: Die Steuereinnahmen der Kommunen in Hessen 1994-2008*
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* Steuern abziiglich Gewerbesteuerumlage und einschlieBlich steuerdhnlicher Einnahmen. Die Zahlen bis ein-
schlieBlich 2007 stammen aus der Jahresrechnungsstatistik, fiir 2008 aus der vierteljdhrlichen Kassenstatistik
(2008 ohne Zweckverbéande). Infolge der Umstellung auf die doppelte Buchfithrung ist ab 2008 mit einer Beein-
trachtigung der Datenqualitit zu rechnen. Im Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreisfreien Stadten
und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussagekraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark einge-
schrankt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.
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In Bezug auf die Einnahmenentwicklung der Kommunen — dies ist im Abschnitt 2 bereits
behandelt worden — spielen Zuweisungen eine bedeutende Rolle. Besonders wichtig sind da-
bei die Zuweisungen der Linder, die im Zuge des KFA erfolgen. Dabei ist von verschiedener
Seite darauf hingewiesen worden, dass die Zuweisungen der Bundesldnder seit Mitte der
1990er Jahre praktisch stagnierten (vgl. Deutsche Bundesbank 2000: 48, Bach/Vesper 2002:
509 und Dietz 2003: 653). In Hessen sinken die Zuweisungen von 1994 bis 1998, dann erho-
hen sie sich bis zum Jahr 2000 wieder auf das Niveau von 1994 und verharren dort fiir die
nichsten vier Jahre. Danach erfolgt im Jahr 2004 ein Einbruch, und ein langsamer Anstieg bis
2006. 2007 steigen die Zuweisungen dann deutlich. Insgesamt schwanken die Zuweisungen
des Landes in Hessen zwischen 1994 und 2006 in einem Korridor von 2,8 und 3,1 Mrd. Euro
(vgl. Abbildung 11). Die Zuweisungen des Bundes sind im Vergleich zu den Landeszuwei-
sungen bis 2005 relativ unbedeutend, der Anstieg der Bundeszuweisungen ab 2005 beruht auf
den durch die Arbeitsmarktreform ,,Hartz IV bedingten neuen Zahlungsstromen (vgl. Abbil-
dung 12).

Abbildung 11: Die Zuweisungen des Landes Hessen 1994-2008*
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* EinschlieBlich Erstattungen und Schuldendiensthilfe. Insgesamt sind enthalten: Schliisselzuweisungen, Be-
darfszuweisungen, sonstige allgemeine Zuweisungen, Leistungen des Landes aus der Umsetzung des Vierten
Gesetzes fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, Leistungen des Landes aus dem Ausgleich von Son-
derlasten bei der Zusammenfiihrung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe nach § 11 Abs. 3a FAG, Erstattungen von
Ausgaben des Verwaltungshaushalts, Zuweisungen und Zuschiisse fiir laufende Zwecke, Schuldendiensthilfe,
Zuweisungen und Zuschiisse fiir Investitionen und InvestitionsforderungsmafBinahmen. Die Zahlen bis einschlieB3-
lich 2007 stammen aus der Jahresrechnungsstatistik, fiir 2008 aus der vierteljahrlichen Kassenstatistik (2008
ohne Zweckverbédnde). Infolge der Umstellung auf die doppelte Buchfiihrung ist ab 2008 mit einer Beeintréchti-
gung der Datenqualitit zu rechnen. Im Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreisfreien Stidten und
Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussagekraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrénkt.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

28



Abbildung 12: Die Zuweisungen des Bundes 1994-2008*
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* EinschlieBlich Erstattungen von Ausgaben des Verwaltungshaushalts, aufgabenbezogene Leistungsbeteiligun-
gen und Schuldendiensthilfen. Insgesamt sind enthalten: Allgemeine Zuweisungen, Erstattungen von Ausgaben
des Verwaltungshaushalts, Zuweisungen und Zuschiisse fiir laufende Zwecke, aufgabenbezogene Leistungsbetei-
ligungen (nach SGB II), Schuldendiensthilfen, Zuweisungen und Zuschiisse fiir Investitionen und Investitions-
forderungsmaBnahmen. Die Zahlen bis einschlieBlich 2007 stammen aus der Jahresrechnungsstatistik, fiir 2008
aus der vierteljahrlichen Kassenstatistik (2008 ohne Zweckverbinde). Infolge der Umstellung auf die doppelte
Buchfiihrung ist ab 2008 mit einer Beeintrachtigung der Datenqualitét zu rechnen. Im Jahresvergleich ergeben
sich insbesondere bei kreisfreien Stadten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussagekraft der Zahlen fiir das
Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrinkt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Trotz restriktiver Ausgabenpolitik kimpfen die Kommunen seit {iber einem Jahrzehnt mit
einer strukturellen Unterfinanzierung. Als Indiz fiir die sehr zuriickhaltende Ausgabenpolitik
kann die Ausgabenquote (,,kommunale Staatsquote*) — also das Verhiltnis der Kommunal-
ausgaben zum gesamtwirtschaftlichen Produktionsvolumen, also zum BIP — angefiihrt wer-
den. Diese Quote ist genau wie die Einnahmenquote sowohl in Deutschland insgesamt als
auch in Hessen ab Mitte der 1990er stark zuriickgegangen, und liegt am aktuellen Rand um

1-2 Prozentpunkte unter dem Wert des Jahres 1994 (vgl. Abbildung 13 und 14).
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Abbildung 13: Einnahmen- und Ausgabenquote (,,kommunale Staatsquote*) der Gemeinden in Deutsch-
land 1992-2008*
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* Einnahmen und Ausgaben gemdfl Abbildung 5 in % des BIP.
Quelle: Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts (www.staedtetag.de/imperia/md/

content/editorials/jahrgang2009/6.pdf) und Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen und Dar-
stellung.

Abbildung 14: Einnahmen- und Ausgabenquote (,,kommunale Staatsquote®) der Gemeinden in Hessen
1994-2008*
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Ausgaben der hessischen Kommunen gemifl Abbildung 8 in % des hessischen BIP.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Ein Indiz fiir die schwierige kommunale Finanzsituation ist der drastische Anstieg der so ge-
nannten Kassenkredite, die von der langfristigen Kreditaufnahme zu unterscheiden sind.
Langfristige Kredite diirfen nur dann (im Vermodgenshaushalt) aufgenommen werden bzw.
werden von der Kommunalaufsicht nur dann genehmigt,'® wenn dies durch die Leistungsfi-
higkeit der Kommunen sichergestellt ist — d.h. die Kommunen miissen in der Lage sein, Zins-
zahlungen und Tilgung auch zu leisten. Kassenkredite dienten im Gegensatz zur Kreditauf-

nahme urspriinglich der Uberbriickung kurzfristiger finanzieller Engpisse, sie haben sich aber

1 Vgl. dazu Zimmermann (2009: 201 ff.) und Deutsche Bundesbank (2000: 47).
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mittlerweile zu einem umfangreichen Finanzierungsinstrument entwickelt. Dieser Sachverhalt
lasst sich fiir Hessen verdeutlichen (vgl. Abbildung 15): Wéhrend der Schuldenstand seit Mit-
te der 1990er Jahre anndhernd stabil ist, ist bei den Kassenkrediten ab 2003 ein Anstieg und

ab 2006 das Verharren auf einem Niveau von deutlich tiber 2 Mrd. Euro zu verzeichnen.

Abbildung 15: Schuldenstand und Kassenkredite der hessischen Kommunen 1995-2008*
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* Schuldenstand jeweils zum 31. 12., einschlieBlich kommunale Eigenbetriebe und kommunale Krankenh&user.
Kassenkredite erst ab 1997 elektronisch verfiigbar.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt eigene Berechnungen und Darstellung.

Noch klarer tritt die angespannte Situation der Kommunen zu Tage, wenn die Entwicklung
der Sachinvestitionen betrachtet wird, da wie bereits angesprochen den Gemeinden bei der
(langfristigen) Kreditaufnahme sehr enge haushaltsrechtliche Grenzen gesetzt sind. Im Falle
von finanziellen Engpéssen schrinken die Kommunen ihre Investitionstétigkeit ein. Da diese
Ausgabenkategorie im Gegensatz zu anderen Bereichen vergleichsweise flexibel erhoht und
gesenkt werden kann, kdnnen die Kommunen hieriiber frei entscheiden (vgl. Zimmermann
2009: 84 f.). Im starken Riickgang der kommunalen Investitionen seit Anfang der 1990er Jah-
re kommt daher die prekdre finanzielle Situation der Kommunen zum Ausdruck. Dieser
Riickgang ist sowohl in Deutschland insgesamt als auch in Hessen zu beobachten (Abbildung
16 und 18). Wie stark der Riickgang der offentlichen Investitionen auf der Gebietskorper-
schaftsebene der Gemeinden ausfillt, wird deutlich, wenn die Investitionsquote, also das Ver-
hiltnis von offentlichen Investitionen und BIP betrachtet wird (Abbildung 17 und 19). Erst
die wirtschaftliche Belebung nach der langen Stagnationsphase 2001-2005 ging mit einer mo-

deraten Erholung der 6ffentlichen Investitionstatigkeit einher.

31



Abbildung 16: Die Sachinvestitionen der deutschen Kommunen 1992-2009*
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* Ohne Stadtstaaten, ohne Krankenhduser mit kaufménnischem Rechnungswesen und ohne ausgegliederte Ein-
richtungen. 1992 bis 2006 Rechnungsergebnisse; 2007 und 2008 Jahresergebnisse der Vierteljahresstatistik;
2009 Schitzung.

Quelle: Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts (www.staedtetag.de/imperia/md/
content/editorials/jahrgang2009/6.pdf) und Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen und Darstel-
lung.

Abbildung 17: Die kommunale Investitionsquote in Deutschland 1992-2009*
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* Sachinvestitionen geméf Abbildung 16 in % des BIP.

Quelle: Stadtetag, Tabellenanhang des Gemeindefinanzberichts (www.staedtetag.de/imperia/md/
content/editorials/jahrgang2009/6.pdf) und Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen und Darstel-
lung.
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Abbildung 18: Die Sachinvestitionen der hessischen Kommunen 1994-2008*
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* EinschlieBlich LWV und Zweckverbénde. Die Zahlen bis einschlieBlich 2007 stammen aus der Jahresrech-
nungsstatistik, fiir 2008 aus der vierteljahrlichen Kassenstatistik (2008 ohne Zweckverbinde). Infolge der Um-
stellung auf die doppelte Buchfiihrung ist ab 2008 mit einer Beeintrdchtigung der Datenqualitét zu rechnen. Im
Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreisfreien Stiddten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussage-
kraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrénkt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 19: Die kommunale Investitionsquote in Hessen 1994-2008*
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* Sachinvestitionen gemdf3 Abbildung 18 in % des hessischen BIP. .
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Die kommunalen Investitionen sind volkswirtschaftlich von hoher Bedeutung, weil ihr Anteil

an den gesamten offentlichen Investitionen rund 60 % betrigt.'” Reidenbach et al. (2008:

"7 Zum langerfristigen Verlauf der kommunalen Investitionstitigkeit vgl. Reidenbach (2008: 45 ff.). Zur Ent-
wicklung der gesamten staatlichen Investitionen und zu den 6ffentlichen Investitionen im internationalen Ver-
gleich vgl. Deutsche Bundesbank (2009).
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80 ff.) machen auf vier verschiedene negative Konsequenzen einer zu geringen kommunalen

Investitionstatigkeit aufmerksam:

— Die staatliche Bereitstellung der 6ffentlichen Infrastruktur ist eine wesentliche Vor-
aussetzung fiir private Wirtschaftsaktivitdten und damit auch fiir Innovationen und ge-
samtwirtschaftliche Produktivitétssteigerungen. Aus Sicht der Unternechmen weist die
offentliche Infrastruktur eine Vorleistungs- bzw. Komplementérfunktion auf. Sie er-
hoht das unternehmerische Produktionspotential und senkt die Produktionskosten. Fal-
len die staatlichen Investitionen zu gering aus, wird sich dies negativ auf das Wirt-

schaftswachstum in dem entsprechenden Wirtschaftsraum auswirken.

— Durch zu geringe 6ffentliche Investitionen kénnen im Bereich Verkehr zusétzliche

Kosten entstehen, z.B. durch hohere Betriebskosten von Lastwagen.

— Ist das Lernumfeld von Kindern — also in erster Linie Schulen, zu denken ist aber auch
an Kindertageseinrichtungen — in einem schlechten Zustand, hat dies Folgen fiir die
Leistung der Schiiler und die Effektivitit des Unterrichts; zu nennen sind z.B. der Zu-

schnitt von Klassenrdumen, der Larmpegel, Beleuchtung, Akustik usw.

— Unterlassene Investitionen kdnnen gravierende Umweltprobleme und damit auch Kos-
ten hervorrufen. Ein wichtiges Beispiel ist die Abwasserkanalisation, bei der undichte

Leitungssysteme etwa zur Verunreinigung des Grundwassers fithren konnen.

Bedacht werden muss auflerdem, dass gerade mit Blick auf die zwischenzeitliche Unterlas-
sung von Ersatzinvestitionen — d.h., wenn etwa Schéden bei Stralen nicht rechtzeitig beseitigt

werden — die Kosten im Laufe der Zeit progressiv steigen (vgl. ebd.: 76 ff.).

Das Deutsche Institut fir Urbanistik (DifU) hat sich im Abstand von mehreren Jahren immer
wieder im Rahmen von ausfiihrlichen Studien mit den Kommunalinvestitionen sowie dem
kommunalen Investitionsbedarf befasst. Die neueste Studie stammt aus dem Jahr 2008 und
behandelt den erforderlichen kommunalen Investitionsbedarf in den Jahren 2006-2020 (Rei-
denbach et al. 2008). Dabei werden neben den Kdmmereihaushalten auch die Sachinvestitio-
nen der kommunalen Unternehmen, der Krankenhduser und der Zweckverbinde erfasst. Auf
dieser Grundlage ermitteln die Autoren fiir den genannten Zeitraum einen Investitionsbedarf
in Hohe von 704 Mrd. Euro (vgl. Tabelle 5). Gemessen an der Investitionstétigkeit der jiings-
ten Vergangenheit gehen Reidenbach et al. von einem Investitionsriickstand in Hohe von

75 Mrd. Euro aus. Zwar hat sich die Investitionstitigkeit nach dem Erscheinen der DifU-
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Studie etwas belebt, und moglicherweise haben auch die konjunkturpolitischen Maflnahmen
im Zuge der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise einen positiven Effekt auf die kommunale
Investitionstitigkeit gehabt. Aber die erheblichen finanziellen Belastungen durch die Krise
drohen die kommunalen Infrastrukturausgaben langfristig dramatisch zu belasten — hierauf

wird im néchsten Abschnitt ausfiihrlich eingegangen.

Bei den kommunalen Investitionen besteht ein enger Zusammenhang zu den Investitionszu-
weisungen: Steigende Zuweisungen sind insbesondere dazu geeignet, offentliche Investitio-
nen auf der kommunalen Ebene zu induzieren. Ein Riickgang dieser Zuweisungskategorie hat
einen negativen Einfluss auf die Gemeindeinvestitionen (vgl. ebd: 65 f.; Deutscher Stidte-
und Gemeindebund 2005: 11). In Hessen ist dieser Zusammenhang auch zu beobachten (vgl.

Abbildung 18, 19 und 20).

Sehr hdufig wird von kommunaler Seite der Anstieg der sozialen Leistungen beklagt, der
mogliche Ausgaben in anderen Bereichen beschneide (vgl. z.B. Deutscher Stidte- und Ge-
meindebund 2005: 13 ff.). Dieser Trend zu steigenden sozialen Leistungen ist tatsdchlich zu
beobachten, wie auch die Zahlen fiir Hessen zeigen (Abbildung 21). Aber auch hier muss re-
lativierend darauf verwiesen werden, dass die sozialen Leistungen bezogen auf das BIP ge-
geniiber dem Stand Mitte der 1990er Jahre gesunken sind, d.h. im Vergleich zur Wirtschafts-
leistung ist kein Trend zum Anstieg der sozialen Leistungen zu verzeichnen, vielmehr ist das

Gegenteil der Fall (vgl. Abbildung 22).

Tabelle 5: Kommunaler Investitionsbedarf 2006-2020

Bereich In Mrd. Euro in %
Trinkwasser 29,0 4,1
Abwasser 58,2 8,3
Verwaltungsgebdude 19,8 2,8
Krankenhduser 30,9 4.4
Schulen 73,0 10,4
Sportstétten 35,2 5,0
Stral3en 161,6 23,0
OPNV 38,4 5,5
Stiadtebau 10,1 1,4
Sonstige Bereiche 208,4 29,6
Erwerb von Grundstiicken 39,5 5.6
Summe 704,1 100,0

Quelle: Reidenbach et al. (2008: 371).
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Abbildung 20: Investitionszuweisungen des Landes 1994-2008*
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* EinschlieBlich LWV und Zweckverbénde. Die Zahlen bis einschlieBlich 2007 stammen aus der Jahresrech-
nungsstatistik, fiir 2008 aus der vierteljahrlichen Kassenstatistik (2008 ohne Zweckverbédnde). Infolge der Um-
stellung auf die doppelte Buchfiihrung ist ab 2008 mit einer Beeintridchtigung der Datenqualitét zu rechnen. Im
Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreisfreien Stidten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussage-
kraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrénkt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 21: Die sozialen Leistungen der Kommunen in Hessen 1994-2008*
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* EinschlieBlich LWV und Zweckverbéande. Infolge der Umstellung auf die doppelte Buchfithrung ist ab 2008
mit einer Beeintrichtigung der Datenqualitdt zu rechnen. Im Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreis-
freien Stidten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussagekraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr
stark eingeschrankt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.
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Abbildung 22: Die sozialen Leistungen in % des hessischen BIP 1994-2008*
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* Soziale Leistungen geméf Abbildung 17 in % des hessischen BIP .
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

AbschlieBend wollen wir noch einen Blick auf die Entwicklung der Personalausgaben bzw.
des Personalstands werfen. Insgesamt entwickelt sich die oOffentliche Beschiftigung in
Deutschland seit Anfang der 1990er Jahre riickldufig, auch auf der kommunalen Ebene (vgl.
dazu Kuhlmann 2007) — dies gilt insbesondere dann, wenn Vollzeitdquivalente als Grundlage
genommen werden: Durch die Berechnung von Vollzeitdquivalenten wird der Anstieg von
Teilzeitbeschiftigung als verzerrende Grofle eliminiert. Der Personalabbau ist dabei auch als
Mafnahme der Kommunen zu sehen, um der strukturellen Unterfinanzierung der Gemeinde-

18
ebene zu begegnen.

'8 Zur Personal- und zur Personalkostenentwicklung der Kommunen seit Anfang der 1990er Jahre vgl. ausfiihr-
lich Stidte- und Gemeindebund (2005: 28 ff.).
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Abbildung 23: Die Personalausgaben der Kommunen in Hessen 1994-2008*
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* EinschlieBlich LWV und Zweckverbéande. Infolge der Umstellung auf die doppelte Buchfiihrung ist ab 2008
mit einer Beeintrichtigung der Datenqualitdt zu rechnen. Im Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreis-
freien Stddten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussagekraft der Zahlen fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr
stark eingeschréinkt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

In den hessischen Kommunen ist ein moderater Anstieg der Personalausgaben auszumachen
(vgl. Abbildung 23), wihrend die Personalausgabenquote (Personalausgaben in % des BIP)
gefallen ist (Abbildung 24). Die Personalentwicklung bei den Kommunen in Hessen ldsst
kaum klare Aussagen zu. Die Zahl der Beschéftigten im unmittelbaren 6ffentlichen Dienst hat
deutlich abgenommen (Abbildung 25), wobei der Riickgang bei den Vollzeitdquivalenten
(Abbildung 26) hoher ausfillt als bei der Anzahl der Beschiftigten. Dies zeigt, dass dort of-

fensichtlich Vollzeit- durch Teilzeitbeschiftigung ersetzt worden ist.

Wird die Entwicklung der Beschéftigten der kommunalen rechtlich selbststandigen Unter-
nehmen und Einrichtungen in privater Rechtsform mit Gberwiegend 6ffentlicher Beteiligung,
die in den Abbildungen 25 und 26 nicht enthalten sind, betrachtet, dann ist hier ein Beschifti-
gungsaufbau auszumachen, wobei der Beschéftigungsaufbau insbesondere auf Unternehmen
mit mittelbarer 6ffentlicher Beteiligung entfillt (Abbildung 27). Fiir die kommunalen recht-
lich selbststdndigen Unternechmen und Einrichtungen in privater Rechtsform mit iiberwiegend
offentlicher Beteiligung werden keine Vollzeitiquivalente erhoben. Allerdings erfasst das
Statistische Landesamt die Zahl der Vollzeitbeschiftigten und die Zahl der Teilzeitbeschéftig-
ten (letztere wiederum unterteilt in Teilzeit iiber und unter 50 %), und diese Zahlen belegen
eine deutliche Zunahme der Teilzeitbeschéftigung. Letztlich bleibt damit festzuhalten, dass
keine sichere Aussage dariiber moglich ist, in welchem Umfang der Personalabbau im unmit-
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telbaren offentlichen Dienst moglicherweise durch eine Zunahme der Beschiftigung in kom-
munalen rechtlich selbststindigen Unternehmen und Einrichtungen in privater Rechtsform

kompensiert worden ist.

Abbildung 24: Die Personalausgabenquote der Kommunen in Hessen 1994-2008*
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* Personalausgaben gemif Abbildung 17 in % des hessischen BIP. .
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 25: Personalentwicklung (Anzahl der Beschéftigten) der hessischen Gemeinden und Gemein-
deverbande 1994-2008*

160.000
150.000
140.000
130.000

Personal

120.000
110.000

100.000

1994 1996 1998

2000 2002 2004 2006 2008

Jahr

* EinschlieBlich LWV und Zweckverbénde. Ohne geringfligig Beschiftigte und ohne die ohne Beziige Beurlaub-
ten jeweils zum Stichtag 30.6.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.
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Abbildung 26: Personalentwicklung (Vollzeitdquivalente) der hessischen Gemeinden und Gemeinde-
verbande 1994-2008*
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* EinschlieSlich LWV und Zweckverbiande. Ohne geringfiigig Beschéftigte und ohne die ohne Beziige Beurlaub-
ten jeweils zum Stichtag 30.6.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 27: Beschéftigte der kommunalen rechtlich selbststandigen Unternehmen und Einrichtungen
in privater Rechtsform 1996-2008*
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* EinschlieBlich LWV und Zweckverbénde. Unternehmen mit iiberwiegend offentlicher Beteiligung in Hessen.
Ohne geringfiigig Beschiftigte und ohne die ohne Beziige Beurlaubten jeweils zum Stichtag 30.6.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, eigene Berechnungen und Darstellung.
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4. Aktuelle Situation und perspektivische Entwicklung'”

Deutschland gerdt im Laufe des Jahres 2008 in den Sog der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise. Nach dem Zusammenbruch der Bank Lehmann Brothers im September 2008
wird auch der Bundesregierung klar, dass sie auf den beginnenden Konjunktureinbruch rea-
gieren muss. Die Regierung Merkel bringt deshalb im November 2008 unter dem Titel
»Schutzschirm fiir Arbeitspldtze® ein erstes Konjunkturpaket auf den Weg. Die Bundesregie-
rung erklart, dass die geplanten Malnahmen mit einem Volumen von 11 Mrd. Euro insgesamt
in den nichsten beiden Jahren Investitionen in Héhe von 50 Mrd. Euro anstoen und dadurch
etwa eine Million Arbeitsplédtze gesichert wiirden. Allein schon die geringe Hohe des Pakets
hat Forderungen nach weiteren, die Konjunktur stiitzenden Maflnahmen zur Folge. Tatsdch-
lich ist bis heute schleierhaft geblieben, wie ein so gering dimensioniertes Konjunkturpaket
Investitionen in Héhe von 50 Mrd. Euro hitte anstolen sollen — dazu wére bei einem Gesamt-
volumen des Konjunkturpakets in Hohe von 11 Mrd. Euro ein utopisch hoher Multiplikator

mit einem Wert von mehr als 4,5 erforderlich gewesen.”’

Dem ersten folgt dann auch schnell ein zweites Konjunkturpaket: Angesichts der Schirfe des
Abschwungs und der Kritik an der GroBe des Konjunkturpakets 1 reagiert die
Bundesregierung mit den Beschliissen des Koalitionsausschusses vom 12. Januar 2009 und
beschlieft ein weiteres Konjunkturpaket. Insgesamt enthélt dieses Konjunkturpaket 11
MafBnahmen im Umfang von rund 50 Mrd. Euro, die sich allerdings auf die beiden Jahre 2009
und 2010 verteilen, wobei der groBere Anteil mit fast 30 Mrd. Euro erst im Jahr 2010 einen
Impuls auslost. Das Konjunkturpaket II stellt gegeniiber dem Konjunkturpaket I eine

erhebliche Ausweitung des konjunkturellen Impulses dar.

4.1 Mittel zur Aufstockung der kommunalen Investitionen in Hessen aus dem
Konjunkturpaket II und dem Hessischen Sonderinvestitionsprogramm

Die MaBnahmen im zweiten Paket sind breit gestreut. Der grofite Anteil entfdllt auf die
Aufstockung der offentlichen Investitionen in Hohe von 16 Mrd. Euro, hiervon sind
wiederum 10 Mrd. Euro fiir die Bundesldnder und Kommunen vorgesehen. Auf Hessen
entfallen hiervon 718,72 Mio. Euro. Beschlossen werden auch steuerpolitische Maflnahmen:

Zur Entlastung der privaten Haushalte wird die Einkommensteuer in zwei Schritten 2009 und

' Zur Finanzpolitik der GroBen Koalition nach Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskrise vgl. ausfiihrlich
Eicker-Wolf/Niechoj/Truger (2009: 49).
2% Zur Kritik am Konjunkturpaket I vgl. ausfiihrlich Truger/Vesper (2008) sowie Horn et al. (2009a: 4f.).
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2010 gesenkt. Dabei wird der Eingangssteuersatz von 15 % auf 14 % verringert und der
Grundfreibetrag insgesamt um 340 Euro angehoben. Gleichzeitig werden die weiteren
Einkommensgrenzen des Tarifs um 730 Euro erhoht, der Tarif also leicht nach rechts

verschoben.

Die hessische Landesregierung verkiindet im Dezember 2008 zusétzlich ein 1,7 Mrd. Euro
schweres Investitionsprogramm (,,Hessisches Sonderinvestitionsprogramm®): 500 Mio. Euro
sollen in den Hochschulbereich flielen, und 1,2 Mrd. Euro werden den Kommunen zur Ver-
figung gestellt. Die hessische Landesregierung spricht dabei explizit davon, dass mit ihrem
Programm Investitionen vorgezogen werden sollen. Die Verbuchung der Schulden, die das
Land fiir das Investitionsprogramm aufnimmt, erfolgt bei der LTH-Bank, wodurch ein Schat-
tenhaushalt entsteht. Die Tilgung ist im Laufe von 30 Jahren vorgesehen: 5/6 der Tilgungs-
leistung entfillt auf das Land, 1/6 auf die Kommunen. Die anfallenden Zinsen sollen im
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs verrechnet werden.

Tabelle 6: Herkunft und Verteilung der Mittel des Hessischen Sonderinvestitionsprogramms sowie aus
dem Konjunkturpaket 11 im hessischen kommunalen Bereich

| Bund | Land | Sonstige | Summe
Schulen
Bundesprogramm 327,02 54,50 54,50 436,02
Landesprogramm 636,65 127,33 763,98
Zusammen 327,02 691,15 181,83 1200,00
Kommunale Krankenhauser
Bundesprogramm 75,00 12,50 12,50 100,00
Landesprogramm
Zusammen 75,00 12,50 12,50 100,00
Sonstige kommunale Investitionen
Bundesprogramm 101,09 16,85 16,85 134,79
Landesprogramm 363,35 72,67 436,02
Zusammen 101,09 380,20 89,52 570,81
Gesamtibersicht
Bundesprogramm 503,11 83,85 83,85 670,81
Landesprogramm 1.000,00 200,00 1.200,00
Zusammen 503,11 1.083,85 283,85 1.870,81

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen (http://www.hmdf.hessen.de).

Den hessischen Kommunen stehen durch die Investitionsprogramme von Bund und Land ins-
gesamt 1.870,81 Mio. Euro zur Verfligung — einschlieBlich eines Eigenanteils von rund
284 Mio. Euro: 503 Mio. Euro flieBen den Kommunen aus dem Bundes-, fast 1,1 Mrd. Euro

aus dem Landesprogramm zu (vgl. Tabelle 6).
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4.2 Steuerausfille der Gebietskorperschaften in Deutschland insgesamt und in
Hessen durch die steuerpolitischen MaBnahmen in den Konjukturpaketen
[und II

Unbestritten  stechen damit den deutschen Kommunen erhebliche Mittel fiir
Infrastrukturausgaben zur Verfiigung, wobei die hessischen Kommunen durch das
Sonderinvestitionsprogramm des Landes besonders starke Zufliisse zu verzeichnen haben.
Problematisch ist allerdings, dass die mit den Steuersenkungen in den Konjunkturpaketen
verbundene Schwichung der kommunalen Steuereinnahmen aller Erfahrung nach zu
Investitionskiirzungen bei den Gemeinden fiihren wird, zumal die Gemeindeeinnahmen
aufgrund der Krise ohnehin dramatisch einbrechen werden.?* D.h. mit anderen Worten: Die
Kommunen erhalten auf der einen Seite Mittel zur Belebung ihrer Investitionstitigkeit,
gleichzeitig wird ihnen aber auf der anderen Seite Geld entzogen, und zwar auf Dauer. Die
Mindereinnahmen aufgrund steuerlicher MaBnahmen belaufen sich insgesamt fiir alle
Gebietskorperschaften in den kommenden Jahren dabei auf bis zu 12 Mrd. Euro jadhrlich. Auf
die kommunale Gebietskorperschaftsebene kommen Mindereinnahmen in Hohe von mehr als
2 Mrd. Euro pro Jahr zu (vgl. Abbildung 28).

Abbildung 28: Die Einnahmenausfélle der éffentlichen Hand durch die steuerpolitischen Malinahmen im

Rahmen der Konjunkturpakete I und Il auf den verschiedenen Gebietskdrperschaftsebenen in den
Jahren 2009-2013
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnung.

*! Zur Bewertung des Konjunkturpakets II vgl. ausfiihrlich Horn et al. (2009).
43



Auch in Hessen haben das Land und die Kommunen aufgrund der Steuersenkungen in den
Konjunkturpaketen erhebliche Einnahmenausfille zu verzeichnen (vgl. die Abbildungen 29

und 30).%

Abbildung 29: Die Einnahmenausfélle des Landes Hessen und der hessischen Kommunen durch steuer-
politische MalRnahmen in den Konjunkturpaketen | und Il in den Jahren 2009-2013 (ohne Berticksichti-
gung von LFA und ohne KFA)
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnung.

*? Fiir die nachfolgend présentierten Berechnungen zum Land Hessen und zu den hessischen Kommunen wurden
dabei die folgenden Werte zu Grunde gelegt, die sich an den entsprechenden Durchschnittswerten der Jahre
2005-2008 orientieren: Steuereinnahmen Land Hessen vor Lénderfinanzausgleich: 8,2 % des Landersteuerauf-
kommens; Steuereinnahmen Land Hessen nach Landerfinanzausgleich: 7 % des Landersteueraufkommens (dies
entspricht auch dem in Truger/Eicker-Wolf/Blumtritt 2007 zu Grunde gelegten Wert); Steuereinnahmen der
hessischen Kommunen: 9,5 % des Gemeindesteueraufkommens.

Der KFA wurde auf Grundlage der hessischen Verbundquote in Héhe von 23 % angesetzt. Damit wird der Mit-
telzufluss bei den Kommunen leicht iiberschitzt, weil nicht alle Einnahmenausfille des Landes auch fiir den
KFA relevant sind. Da die steuerpolitischen MaBBnahmen der vergangenen Jahre sich v.a. auf Gemeinschafts-
steuern bezogen, ist die dadurch erfolgende Abweichung sehr klein und vertretbar. Vernachldssigt wird auch,
dass die Steuerverbundmasse nach den Ansétzen berechnet wird, die im Haushaltsplan fiir die jeweilige Steuerart
angesetzt sind, und dass die Abweichungen vom tatsdchlichen Volumen der Steuerverbundmasse nach § 2 FAG
spatestens im zweiten auf das Ausgleichsjahr folgenden Haushaltsjahr in die Steuerverbundmasse einbezogen
werden muss.
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Abbildung 30: Die Einnahmenausfélle des Landes Hessen und der hessischen Kommunen durch steuer-
politische MaBnahmen in den Konjunkturpaketen | und Il in den Jahren 2009-2013 (mit Bericksichti-
gung von LFA und KFA)
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnung.

Wie aus Abbildung 30 ersichtlich ist, sind die steuerpolitischen Ausfille — die von Dauer sein
werden — betrdchtlich. In den Jahren 2009 und 2010 verlieren die Kommunen inklusive KFA
deutlich tiber 450 Mio. Euro — das entspricht mehr als 90 % der vom Bund zur Verfiigung

gestellten Investitionsmittel im Rahmen des Konjunkturpakets 1.7

4.3 Steuerausfille der Gebietskorperschaften in Deutschland insgesamt und in
Hessen durch steuerpolitische Mallnahmen und die Konjunkturkrise

Dabei muss bedacht werden, dass neben den steuerpolitisch verursachten Austféllen auch noch
gewaltige konjunkturbedingte Mindereinnahmen auftreten. Das Gesamtvolumen der steuer-
und konjunkturpolitischen Ausfille lisst sich abschitzen, wenn die Steuerschitzung vom Mai
2008 mit der Mai-Steuerschitzung aus dem Jahr 2009 verglichen wird.** Fiir die Kommunen
ist in den Jahren ab 2010 dabei mit Steuerausféllen in Héhe von 10-12 Mrd. Euro zu rechnen

(vgl. Abbildung 31). Fiir die Lédnder und den Bund sind die Steuerausfille noch gravierender.

 Bereits ohne Beriicksichtigung des KFA belaufen sich die Ausfille der hessischen Kommunen auf iiber 300
Mio. Euro.

* Dabei sei zumindest erwihnt, dass der Mai-Schétzung im Jahr 2009 fiir die Jahre 2011 und 2012 mit 3,3 %
héhere Wachstumsraten des nominalen BIP als der Schétzung im Jahr 2008 (jeweils 3,1 %) zu Grunde liegen.
Was angesichts der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise zu steigendem Optimismus in Hinblick auf die Ent-
wicklung in den Jahren 2011 und 2012 fiihrte, ist nicht bekannt — die Verdnderung ist aber durchaus bemerkens-
wert, da bei gleich hoher Wachstumsprognose der prognostizierte Steuerausfall noch hoher ausgefallen wére.
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Abbildung 31: Die Steuermehreinnahmen/-mindereinnahmen auf den verschiedenen Gebietskdrper-
schaftsebenen in den Jahren 2008-2012 bei Vergleich der Steuerschatzungen 2008 und 2009 (jeweils Mai)*
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* 2008 Vergleich von Soll-Wert der Steuerschitzung Mai 2008 mit Ist-Wert aus der Steuerschitzung Mai 2009.
Sonstige Jahre Vergleich von Soll-Werten. Lénder: einschlieBlich Fonds ,,Deutsche Ein-
heit“/Bundesergénzungszuweisungen und Finanzausgleich.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Ergebnisse der Steuerschatzung Mai 2008 und Mai 2009, eigene
Darstellung.

Auf Basis der Ausfille der kommunalen Gebietskorperschaftsebene lassen sich ebenfalls wie-
der die Ausfille fiir das Land Hessen sowie fiir die hessischen Kommunen abschédtzen. Die
Abbildungen 32 und 33 enthalten die Ergebnisse dieser Berechnung: Danach entfallen auf die
Kommunen schon in den Jahren 2009 und 2010 — einschlieBlich der Mindereinnahmen aus
dem KFA — erhebliche Einnahmeneinbuf3en, die zusammen mit mehr als 2 Mrd. Euro den
Mittelzufluss aus den Investitionsprogrammen des Landes und des Bundes deutlich tiberstei-
gen. Gegeniiber der Prognose aus dem Mai 2008 erh6hen sich die Mindereinnahmen in den

Jahren 2011 und 2012 dann auf deutlich 1,9 Mrd. Euro jahrlich.
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Abbildung 32: Die Steuermindereinnahmen des Landes Hessen und der hessischen Kommunen in den-
Jahren 2009-2012 bei Vergleich der Steuerschatzungen 2008 und 2009 (jeweils Mai, ohne Berucksichti-
gung von LFA und ohne KFA)*
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* Basis flir die Berechnung der Einnahmeausfille des Landes Hessen sind die reinen Landersteuern.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Ergebnisse der Steuerschatzung Mai 2008 und Mai 2009, eigene
Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 33: Die Steuermindereinnahmen des Landes Hessen und der hessischen Kommunen in den-
Jahren 2009-2012 bei Vergleich der Steuerschatzungen 2008 und 2009 (jeweils Mai, mit Bertcksichtigung
von LFA und KFA)*
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* Basis fiir die Berechnung der Einnahmeausfalle des Landes Hessen sind die reinen Landersteuern.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Ergebnisse der Steuerschatzung Mai 2008 und Mai 2009, eigene
Berechnungen und Darstellung.
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4.4 Steuerausfille der Gebietskorperschaften in Deutschland insgesamt und in
Hessen durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz

Weitere Ausfille kommen auf die Kommunen durch die Steuersenkungen im Rahmen des so
genannten Wachstumsbeschleunigungsgesetzes® zu (vgl. Abbildung 34): Der Einnahmen-
riickgang wird sich im Zeitraum 2010-2014 auf allen Gebietskdrperschaftsebenen zusammen
zwischen gut 6 und fast 9 Mrd. Euro pro Jahr bewegen. Auch das Land Hessen und die hessi-
schen Gemeinden haben Einnahmeneinbuflen — und zwar auf Dauer — zu verkraften (vgl. Ab-
bildung 35 und 36).

Abbildung 34: Die Einnahmenausfélle durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz auf den verschiedenen
Gebietskdrperschaftsebenen in den Jahren 2010-2014
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Darstellung.

* Das Wachstumsbeschleunigungsgesetz wurde im Dezember 2009 verabschiedet und enthlt Steuerentlastun-
gen fiir Familien, Unternehmen, Erben und die Hotelbranche.
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Abbildung 35: Die Steuermindereinnahmen des Landes Hessen und der hessischen Kommunen in den
Jahren 2010 bis 2014 durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz (ohne Bertiicksichtigung von LFA und

ohne KFA)
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Darstellung und eigene Berechnungen.

Abbildung 36: Die Steuermindereinnahmen des Landes Hessen und der hessischen Kommunen in den
Jahren 2010 bis 2014 durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz (mit Bertcksichtigung von LFA und

KFA)
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Darstellung und eigene Berechnungen.
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4.5 Steuerausfille der Gebietskorperschaften in Deutschland insgesamt und in
Hessen durch die steuerpolitischen Maflnahmen seit 1998

Besonders aufschlussreich fiir die Beurteilung der kommunalen Finanzlage ist ein Blick auf
die Steuerpolitik der jiingeren Vergangenheit, der iiber die bisher dargestellten verabschiede-
ten Maflnahmen nach Ausbruch der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise hinausreicht — da-
bei wird hier in Anschluss an und in Fortschreibung von Truger et al. (2007) auf die steuerre-
formbedingten Ausfille seit 1998 eingegangen, die durch die Steuerpolitik seit Antritt von

Gerhard Schroder als Bundeskanzler verursacht worden sind.

Sehr hohe Steuerausfille haben die Steuerrechtsdnderungen der rot-grilnen Bundesregierung
zum Ergebnis gehabt, wobei hier besonders die Steuerreform 2000 zu nennen ist. Diese sollte
als das zentrale wachstums- und beschéaftigungspolitische Instrument fungieren. Tatsdchlich
aber hat sie zu erheblichen Steuerausféllen gefiihrt, ohne dass dies erkennbar positiv auf das
Konjunkturgeschehen gewirkt hitte.”® Besonders von ihr profitiert haben aufgrund des von
53 % auf 42 % abgesenkten Einkommensteuerspitzensatzes reiche Haushalte. Und auch der
Unternehmenssektor ist sowohl durch die Einkommensteuersenkung als auch durch die Re-
form der Korperschaftsteuer kriftig entlastet worden, nach Angaben des Bundesministeriums

der Finanzen (BMF) um jéhrlich 11 Mrd. Euro.

Die gesamten Steuerausfélle der 6ffentlichen Hand durch das steuerpolitische Handeln lassen
sich mit Hilfe der Finanztableaus der einzelnen Steuerrechtsdnderungen, die in den Finanzbe-
richten des BMF enthalten sind, seit 1998 quantifizieren. Danach liegen die reformbedingten
Einnahmenausfille wihrend der Kanzlerschaft Gerhard Schroders in den Jahren 2001 bis

2005 zwischen 24 und 43 Mrd. Euro, was gut 1 bis 2 % des deutschen BIP entspricht.

Unter der Groflen Koalition hat die Steuerpolitik bis zum Ausbruch der globalen Finanz- und
Wirtschaftskrise im Herbst 2008 in der Summe einen anderen Kurs eingeschlagen: Zwar hat
es auch in dieser Zeit zahlreiche steuerliche Entlastungen vor allem fiir den Unternehmens-
sektor gegeben — zu denken ist hier insbesondere an die im Jahr 2007 verabschiedete und im
Folgejahr in Kraft getretene Unternehmensteuerreform 2008, die die Unternehmen um jahr-
lich 5 Mrd. Euro entlastet hat. Per saldo haben die in den Jahren 2006 und 2007 beschlosse-
nen steuerpolitischen Maflnahmen die Haushaltslage jedoch verbessert, da Steuererh6hungen

wie der Anstieg der Umsatzsteuer und der Versicherungsteuer zum 1. Januar 2007 und der

% ygl. hierzu ausfiihrlich Truger (2004 und 2009).
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Abbau von Steuervergiinstigungen quantitativ dominiert haben. Wird die Wirkung der Steu-
erpolitik von Rot-Griin seit 1998 und von Schwarz-Rot in den Jahren 2006 und 2007 insge-
samt betrachtet, dann sind trotz der einnahmenseitigen Konsolidierung durch die Gro3e Koa-
lition hohe steuerreformbedingte Ausfille in der GréBenordnung von jdhrlich gut 20 Mrd.
Euro auszumachen. Wir die Steuerpolitik der GroBen Koalition allein betrachtet, dann bleibt
selbst unter Beriicksichtigung der oben behandelten Steuersenkungen in den Konjunkturpake-

ten I und II ein geringer positiver Saldo erhalten.”’

In Abbildung 37 sind die einnahmenseitigen Auswirkungen der Steuerpolitik seit 1998 fiir die
Jahre 2000-2013 dargestellt (einschlieBlich Wachstumsbeschleunigungsgesetz). Insgesamt
belaufen sich die steuerreformbedingten Ausfille auf rund 50 Mrd. Euro jéhrlich. Abbildung
38 zeigt, wie sich die Ausfille auf die drei Gebietskorperschaftsebenen verteilen. Zwar wei-
sen die Kommunen im Vergleich zu Bund und Léndern die geringsten Einnahmenausfélle auf
— dabeil muss aber bedacht werden, dass die Kommunen iiber den KFA an den Landessteuern
beteiligt sind.

Abbildung 37: Die steuerreformbedingten Ausfélle aufgrund von Steuergesetzesdnderungen seit 1998 von
2000-2013*
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*Die Sdulen reprisentieren jeweils die Maflnahmen der rot-griinen (SPD, Biindnis 90/Die Griinen), der schwarz-
roten (SPD und CDU/CSU) und der schwarz-gelben (CDU/CSU und FDP) Regierungen. Die graue Siule stellt
den Saldo fiir das jeweilige Jahr dar.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.

" Vgl. zur Finanzpolitik der GroBen Koalition die entsprechenden Abschnitte in Eicker-Wolf/Niechoj/Truger
(2009).
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Abbildung 38: Die steuerreformbedingten Ausfalle aufgrund von Steuergesetzesanderungen auf den ver-
schiedenen Gebietskdrperschaftsebenen seit 1998 von 2000-2013
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.

Fiir Hessen ergeben sich fiir Land und Kommunen die in den Abbildungen 39 bzw. 40 aus-
gewiesenen Steuerausfille (mit bzw. ohne Beriicksichtigung von LFA und KFA). Werden
LFA und KFA beriicksichtigt, dann haben die hessischen Kommunen aufgrund der Steuerpo-
litik seit 1998 allein im laufenden Jahr Mindereinnahmen in Héhe von fast 1,2 Mrd. Euro zu
verkraften. Beim Land fallen die Ausfille in allen Jahren noch hdher aus als bei den Kommu-
nen.

Abbildung 39: Die steuerreformbedingten Ausfélle beim Land Hessen und den hessischen Kommunen

aufgrund von Steuergesetzesanderungen seit 1998 von 2000-2013 (ohne Bericksichtigung von LFA und
ohne KFA)
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.
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Abbildung 40: Die steuerreformbedingten Ausfalle beim Land Hessen und den hessischen Kommunen
aufgrund von Steuergesetzesanderungen seit 1998 von 2000-2013 (mit Berucksichtigung von LFA und
KFA)
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Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.

4.6 Weitere Steuerausfille durch die im Koalitionsvertrag angekiindigte Reform
fuir das Jahr 2011

Falls die Bundesregierung, wie im Koalitionsvertrag angekiindigt und jiingst noch einmal
bekriftigt, im Zuge einer groBlen Steuerreform weitere Steuersenkungen mit einem Volumen
von etwa 20 Mrd. Euro vornimmt, dann werden die steuerreformbedingten Einnahmenausfal-
le aufgrund der seit 1998 ergriffenen Mallnahmen auf 70 Mrd. Euro ansteigen (vgl. Abbildun-
gen 41 und 42) — mit dramatischen Folgen auch fiir die hessischen Gebietskorperschaften
(Abbildung 43 und 44): Den hessischen Gemeinden wiirden dann nach KFA 2011 und 2012
jéhrlich um die 1,5 bzw. 1,6 Mrd. Euro entgehen, dem Land in beiden Jahren sogar jeweils

rund 1,9 Mrd. Euro.
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Abbildung 41: Die steuerreformbedingten Ausfalle aufgrund von Steuergesetzesanderungen auf den ver-
schiedenen Gebietskdrperschaftsebenen seit 1998 von 2000-2013 (incl. geplante Steuer-reform 2011)*
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*Es wird davon ausgegangen, dass die Regierung Merkel/Westerwelle ihre grofe Steuerreform, wie im Koaliti-
onsvertrag angekiindigt, in Kraft setzt. Die Sdulen représentieren jeweils die Maflnahmen der rot-griinen (SPD,
Biindnis 90/Die Griinen), der schwarz-roten (SPD und CDU/CSU) und der schwarz-gelben (CDU/CSU und
FDP) Regierungen. Die graue Saule stellt den Saldo fiir das jeweilige Jahr dar.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 42: Die steuerreformbedingten Ausfélle aufgrund von Steuergesetzesénderungen seit 1998 von

2000-2013 (incl. geplante Steuerreform 2011)*
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*Es wird davon ausgegangen, dass die Regierung Merkel/Westerwelle ihre groBe Steuerreform, wie im Koaliti-
onsvertrag angekiindigt, in Kraft setzt.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.
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Abbildung 43: Die steuerreformbedingten Ausfalle beim Land Hessen und den hessischen Kommunen
aufgrund von Steuergesetzesanderungen seit 1998 von 2000-2013 (incl. geplante Steuerreform 2011, ohne
Berucksichtigung von LFA und ohne KFA)*
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*Es wird davon ausgegangen, dass die Regierung Merkel/Westerwelle ihre grofle Steuerreform, wie im Koaliti-

onsvertrag angekiindigt, in Kraft setzt.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 44: Die steuerreformbedingten Ausfélle beim Land Hessen und den hessischen Kommunen
aufgrund von Steuergesetzesanderungen seit 1998 von 2000-2013 (incl. geplante Steuerreform 2011, mit
Berucksichtigung von LFA und KFA)*
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*Es wird davon ausgegangen, dass die Regierung Merkel/Westerwelle ihre grofle Steuerreform, wie im Koaliti-

onsvertrag angekiindigt, in Kraft setzt.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Berechnungen und Darstellung.
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4.7 Zu den geplanten Kiirzungen beim Kommunalen Finanzausgleich

Das Land Hessen hat in der Mittelfristigen Finanzplanung fiir die Jahre 2008 bis 2012 ange-
kiindigt, dass die Leistungen an die Kommunen im Kommunalen Finanzausgleich ab dem
Jahr 2011 um 400 Mio. Euro abgesenkt werden sollen (vgl. HMF 2009a: 45). Dies ist in der
darauffolgenden Finanzplanung noch einmal bestdtigt worden (vgl. HMF 2009b: 44). Be-
griindet wird dies vom Land damit, ,,dass sich die Anteile an den im Land nach Durchfiihrung
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs verbleibenden Steuereinnahmen in den vergangenen
Jahren weiter zugunsten der kommunalen Ebene und damit zu Lasten des Landes verschoben
haben.” (HMF 2009a: 44). Das Land weise im Jahr 2008 den niedrigsten Anteilswert seit der
erstmaligen Ermittlung der entsprechenden Quoten im Jahr 1979 auf (vgl. HMF 2009b: 43).
Letzteres liege unter anderem ,,in deutlich steigenden Leistungen des Landes an die Kommu-
nen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs* begriindet (HMF 2009a: 45). Der Betrag
von 400 Mio. Euro ,,entspricht den finanziellen Lasten, die sich im Jahr 2008 fiir das Land aus
der Anrechung der hohen Steuerkraft der hessischen Kommunen im Lénderfinanzausgleich

ergeben.” (ebd.).

Nach eigenen Berechnungen zu den Steueranteilen von Land und Kommunen seit 1994
scheinen die vom Land gemachten Aussagen zur Verschiebung der Quoten zutreffend. Aller-
dings ist zu beachten, dass bei den Berechnungen des Landes nur die Zuweisungen im Rah-
men des KFA zu Grunde gelegt werden. Diese Auswahl ist willkiirlich, da die Kommunen
auch Landeszuweisungen auBlerhalb des KFA erhalten. Werden letztere mit einbezogen, er-
gibt sich fiir den Zeitraum 1994-2008 das in Abbildung 45 enthaltene Bild: Die Anteilswerte
des Landes und der Kommunen schwanken stark, und der Landeswert im Jahr 2007 liegt nur

unwesentlich unter dem Wert des Jahres 1994.
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Abbildung 45: Anteile von Land und Kommunen an den in Hessen verbleibenden Steuereinnahmen
1994-2008*
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*Land: Steuereinnahmen abziigl. LFA und abziigl. Zuweisungen; Kommunen: Steuereinnahmen zuziigl. Zuwei-
sungen; Zuweisungen gemdf3 Abbildung 11. Infolge der Umstellung auf die doppelte Buchfiihrung ist ab 2008
mit einer Beeintrachtigung der Datenqualitit zu rechnen. Im Jahresvergleich ergeben sich insbesondere bei kreis-
freien Stddten und Landkreisen Zahlenbriiche. 2008 ohne Zweckverbinde. Die Aussagekraft der Zahlen fiir das
Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrinkt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt und Hessisches Ministerium der Finanzen, eigene Berech-
nungen und Darstellung.

Nicht zutreffend ist zudem die Behauptung des HMF, dass den Kommunen deutlich steigende
Leistungen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs zu Gute gekommen seien. Zwi-
schen 1994 und 2006 sind die Zuweisungen im Rahmen des KFA nur moderat gestiegen und
zwischenzeitlich auch gefallen — erst im Jahr 2007 ist (konjunkturbedingt) ein deutlicher An-
stieg zu verzeichnen (vgl. Abbildung 46). Zur Entwicklung der gesamten Zuweisungen sei auf
Abbildung 11 und die entsprechenden Erlduterungen im Abschnitt 3 verwiesen. Aufschluss-
reich ist in diesem Zusammenhang ferner das Verhiltnis der Zuweisungen des Landes bezo-
gen auf die gesamten Landessteuereinnahmen (vgl. Abbildung 47): Sowohl fiir die gesamten

Zuweisungen als auch fiir die KFA-Zuweisungen ist kein steigender Trend auszumachen.
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Abbildung 46: Die Zuweisungen des Landes im Rahmen des KFA an die Kommunen 1994-2008
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Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen, eigene Darstellung.

Abbildung 47: Die gesamten Zuweisungen des Landes und die Landeszuweisungen im Rahmen des KFA
als Anteil an den Landesteuern 1994-2008*
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*Land: Steuereinnahmen abziigl. LFA; Zuweisungen gemif3 Abbildung 11. Infolge der Umstellung auf die dop-
pelte Buchfiihrung ist ab 2008 mit einer Beeintrdchtigung der Datenqualitdt zu rechnen. Im Jahresvergleich er-
geben sich insbesondere bei kreisfreien Stadten und Landkreisen Zahlenbriiche. Die Aussagekraft ist der Zahlen
fiir das Jahr 2008 ist deshalb sehr stark eingeschrankt.

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt und Hessisches Ministerium der Finanzen, eigene Berech-
nungen und Darstellung.

Alles in allem sind die Argumente fiir die Kiirzungen der KFA-Mittel durch das Land Hessen
wenig iiberzeugend. Generell gilt, dass die Zuweisungen des Landes die Kommunen in die
Lage versetzen sollen, die ihnen zugewiesenen Aufgaben zu erfiillen. Wenn sich hier entspre-
chende Verdanderungen ergeben hitten, wire der Eingriff des Landes moglicherweise gerecht-
fertigt. Dies ist aber offensichtlich nicht der Fall. Deshalb liegt der Verdacht nahe, dass das
Land seine eigene schwierige finanzielle Situation auf Kosten der Kommunen lindern will.
Ein Eingriff ist in der Geschichte des KFA keineswegs ungewohnlich, wie die folgende Pas-

sage aus der Monographie von Broer zum hessischen KFA aus dem Jahr 2001 belegt:

58



LInsgesamt ist aus diesen Ausfiihrungen ersichtlich, dass die von der Landesregierung so
hoch gepriesene ,Schicksalsgemeinschaft’ in der Realitdt hdufig genug durch die tatsich-
liche finanzielle Situation in den Hintergrund gedriangt wird. [...] Entsprechend war die
Reaktion des Landes, als in den 70er und 80er Jahren die Steuereinnahmen nicht mehr im
gleichen Umfang wuchsen bzw. stagnierten oder gar sanken. Denn auch in diesem Fall
wurde die kommunale Ebene {iber die Verbundquote an den Einnahmenminderungen au-
tomatisch beteiligt, was aber vom Land mit dem Hinweis darauf, dass sich die Steuerein-
nahmen der Kommunen besser als die eigenen entwickelt haben, als nicht ausreichend
angesehen wurde.* (Broer 2001: 52)

5. Zusammenfassung und Ausblick

Die vorliegende Studie hat gezeigt, dass sich die Kommunen in einer schwierigen Finanzlage
befinden — und dies trotz erheblicher Sparanstrengungen seit Mitte der 1990er Jahre. Beson-
ders stark betroffen von der insgesamt zuriickhaltenden kommunalen Ausgabentitigkeit wa-
ren die Investitionen, aber auch die Personalausgaben bzw. die Personalentwicklung. Zwar
hat sich die Lage der Gemeinden im Zuge der wirtschaftlichen Belebung in den Jahren 2006
und 2007 etwas entspannt. Allerdings ist diese Phase mittlerweile ldngst Vergangenheit, denn
im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise haben die Kommunen betrichtliche Defizite zu
verzeichnen: Der Deutsche Stidte- und Gemeindebund rechnet bis 2013 mit Finanzierungsde-
fiziten in Hohe von mehr als 12 Mrd. Euro pro Jahr bis 2013 (vgl. Deutscher Stidte- und Ge-
meindebund 2010: 5). Nicht zuletzt deshalb diirfte der beschlossene Ausbau der Kleinkinder-

betreuung tatsichlich ernsthaft gefahrdet sein.

In Hessen erhalten die Kommunen durch das Konjunkturpaket II der Bundesregierung und
vor allem das hessische Sonderinvestitionsprogramm zwar aktuell in besonderem Umfang
investive Mittel, dafiir werden sie in den kommenden Jahren aber auch deutliche Einbuf3en
beim KFA in Hohe von 400 Mio. Euro hinnehmen miissen. Dabei ist die Begriindung des
Landes fiir diesen Eingriff wenig iiberzeugend. Zu befiirchten ist aulerdem, dass das Land
Hessen angesichts der im vergangenen Jahr im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse

. . . . . . 28
weitere Kiirzungen bei den Zuweisungen an die Kommunen vornimmt.

Trotz der investiven Maflnahmen, die durch die Konjunkturprogramme initiiert worden sind,
werden die kommunalen Investitionen unter den gegebenen Umstinden mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit in den kommenden Jahren deutlich sinken und damit weit
hinter dem erforderlichen Volumen zuriickbleiben. Die Kommunen werden — wo immer dies
moglich ist —, ihre Leistungen einschrinken, zudem diirfte es zu (weiteren) Ausgliederungen

und Privatisierungsmafnahmen kommen.

** Vergleiche zu den Auswirkungen der Schuldenbremse fiir die Haushaltspolitik des Landes Hessen ausfiihrlich
Truger et al. (2009).
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Dabei wird einer Reduzierung der kommunalen — und generell der staatlichen — Aufgaben-
wahrnehmung in der Standardliteratur in der Regel mit Bezug auf die Neoklassische Okono-
mik oder auf marktradikale Okonomen wie Friedrich August von Hayek in der Regel begriif3t

oder sogar gefordert. Ein Beispiel hierfiir sind die folgenden Ausfithrungen von Zimmermann:

»Dazu ist es hilfreich, sich noch einmal die Grundregeln vor Augen zu fiithren, dass in ei-
nem marktwirtschaftlichen System die verfiigbaren Ressourcen, also Rohstoffe und ande-
re Vorprodukte, das Arbeitskriftepotential und das vorhandene Kapital, im Wege der
Preisbildung von Mérkten in die beste Verwendung flieBen sollten. Bei dieser Losung des
Allokationsproblems kénnen die Konsumenten, fiir die letztlich der Markt arbeitet, {iber
ihre Kaufentscheidungen den Umfang und die Struktur des Angebots bestimmen. Auch
wenn hier manche Mingel bestehen, wie beispielsweise die Tendenz zur Monopolbildung
(die dann wiederum durch die Kartellbehorde unterbunden werden muss), so herrscht
doch nach dem Zusammenbruch der sozialistischen Systeme weltweit die Uberzeugung
vor, dass dann, wenn ein Problem marktlich gelost werden kann, es auch iiber den Markt
gelost werden soll.

Hieraus ldsst sich eine erste Folgerung fiir diejenigen Bereiche der kommunalen Finanz-
wirtschaft ziehen, in denen eine weitestgehende Marktldsung méglich ist: Hier sollte die
Marktlosung gesucht werden und infolgedessen Privatisierung vor offentlicher Bewirt-
schaftung des Gutes rangieren.* (Zimmermann 2009: 76, Hervorhebungen im Original)

Ohne diese Sichtweise hier im Detail diskutieren zu konnen, sei an dieser Stelle zumindest
vermerkt, dass wir diese Auffassung nicht teilen.”” Unter anderem halten wir den durch die
engen neoklassischen wirtschaftstheoretischen Ansdtze immer wieder konstruierten Wider-
spruch von angemessen hohem Wirtschaftswachstum auf der einen und einer gerechteren
Verteilung von Einkommen und Vermogen auf der anderen Seite fiir falsch, da die zugrunde
gelegten ebenso wie andere einseitig angebotsseitig argumentierende Ansétze nachfrageseiti-
ge Aspekte des Wirtschaftswachstums vollig ausblenden. In diesem Zusammenhang halten
wir auch das letztlich propagierte Leitbild vom ,,schlanken Staat™ fiir nicht begriindbar: So
sollten viele Bereiche wie z.B. der Bildungssektor aus verteilungs- und wachstumspolitischen
Gesichtspunkten nicht liber den Markt organisiert werden. Ein kostenfrei und iiber eine pro-
gressive Besteuerung finanziertes, angemessen ausgestattetes Bildungssystem (von der Vor-
schule bis zur Hochschule) ist eine wesentliche Voraussetzung fiir gleichméBig verteilte Be-
rufs- und damit auch Einkommenschancen — und es legt iiber eine breit und gut ausgebildete

Bevolkerung die wesentliche Grundlage fiir Innovation und Wachstum.

Auch die Privatisierungspolitik der vergangenen Jahre ist kaum dazu geeignet, Marktlosungen
wie im voran stehenden Zitat von Zimmermann als grundsétzlich erstrebenswert anzusehen:

So gehen Liberalisierungen und Privatisierungen von staatlich erbrachten Dienstleistungen so

** Eine umfangreiche, gut verstandliche Auseinandersetzung mit der Neoklassik und der Hayekschen Markt- und
Wettbewerbstheorie liefert Otsch (2009).
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gut wie immer mit allgemein schlechteren Arbeitsbedingungen und negativen Beschifti-
gungsentwicklungen einher, die in der Regel auch nicht durch neue Arbeitsplédtze im privaten
Bereich ausgeglichen werden. Privatisierungen fiihren hédufig zu ldngeren Arbeitszeiten —
zwar nicht unbedingt durch eine Verldngerung der Regelarbeitszeit, aber hdufig durch die
Zunahme von Uberstunden und die Abschaffung von arbeitsfreien Tagen, von Urlaub sowie

durch die Reduktion von Pausen- und Ruhezeiten (vgl. z.B. Atzmiiller/Hermann 2004).

Zwar kommt es in der Regel kurzfristig ebenso wenig zu einer unmittelbaren Ausdehnung der
Regelarbeitszeit wie zu einer direkten Lohnkiirzung. Jedoch sinken die Léhne mittel- bis lang-
fristig, da von der Dauer der Beschiftigung abgeleitete Lohnerhohungen und -kategorien ab-
geschafft werden, Neueinsteiger schlechtere Tarifvertrige und niedrigere Einkommen erhal-
ten, Zulagen gekiirzt und innerbetriebliche Sozialleistungen sowie Betriebspensionen redu-
ziert werden. Zudem geraten bestehende Tarifvertrage unter Druck, denn private Unterneh-
men unterliegen oft keinen oder ungiinstigeren Tarifvertrigen. Folge hiervon ist Lohndum-
ping und die Entstehung von Niedriglohnbereichen. Hinzu kommt, dass atypische und prekére
Beschiftigungsformen vordringen, die ehemals durch die o6ffentliche Hand bereit gestellten
Leistungen werden qualitativ schlechter, hiufig teurer oder entfallen ganz.*® Diese Entwick-
lung hat letztlich zum Wachstum des Niedriglohnsektors, zur Lohnspreizung und zur schwa-
chen Lohnentwicklung in den letzten Jahren beigetragen — mit negativen Folgen fiir die Kon-

sumnachfrage und damit auch fiir das Wirtschaftswachstum.*'

Zu der geschilderten und unter den gegebenen Umstinden wohl wahrscheinlichen Entwick-
lung gibt es allerdings auch Alternativen. In erster Linie ist hier an eine dauerhafte Stirkung
der kommunalen Einnahmenbasis zu denken, gerade auch angesichts der erheblichen geschil-
derten steuerreformbedingten Ausfille, die die Kommunen, aber auch die beiden anderen Ge-
bietskorperschaftsebenen zu verzeichnen hatten und haben. Eine sinnvolle Maflnahme wére
die Weiterentwicklung der Gewerbe- zur Gemeindewirtschaftsteuer, wie dies im Rahmen der
gescheiterten Gemeindefinanzreform im Jahr 2003 vorgesehen war (vgl. dazu Vesper 2004).

Dartiber hinaus wiirde eine Wiedererhebung der Vermdgensteuer den Kommunen in Hessen

30 Zahlreiche Beispiele fiir die negativen Folgen von Privatisierungen auf der kommunalen Ebene liefern Riige-
mer (2006) und Liedke (2007), vgl. auch Lippert (2005). Einen historischen Uberblick iiber Liberalisierung und
Privatisierung in Deutschland liefert Deckwirth (2008a und 2008b), zu den negativen Folgen von Privatisierung
und Liberalisierung fiir die Tarifpolitik vgl. Brandt/Schulten (2008).

31 Zur Lohnentwicklung seit 2001 und den Folgen fiir die Konsumnachfrage in Deutschland vgl. Eicker-
Wolf/Niechoj/Truger (2009: 42 ft.).
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zu Gute kommen, da die Vermogensteuer zu den fakultativen Steuern im hessischen KFA

Zziihlt. >

Angesichts der gegenwirtigen, nach wie vor sehr fragilen konjunkturellen Lage sollte die 6f-
fentliche Hand ihre Ausgabentitigkeit nicht beschneiden, sondern weiter expansiv agieren.
Dies gilt auch fiir die Lohnpolitik: Auch diese sollte, anders als in den Jahren vor der Wirt-
schaftskrise seit Mitte der 1990er Jahre, Kaufkraft stabilisierend ausfallen — nicht zuletzt, um
eine deflationdre Entwicklung mit all ihren desastrosen volkswirtschaftlichen Folgen zu ver-

meiden. >

2 Vgl. dazu ausfiihrlich Truger et al. (2007).
3 Die Folgen einer Deflation mit ihren Schwierigkeiten kann an der Entwicklung Japans seit Anfang der 1990er
Jahre studiert werden, vgl. dazu Kaiser (2004); vgl. auch Herr (2004).

62



Literatur

Atzmuller, Roland/Hermann, Christoph (2004): Auswirkungen der Liberalisierung 6ffent-
licher Dienstleistungen auf Beschiftigung, Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen, in:
Jorg Huffschmid (Hrsg.), Die Privatisierung der Welt. Hintergriinde, Folgen, Gegenstrategien,
Hamburg.

Bach, Stefan/Vesper, Dieter (2002): Finanz- und Investitionskrise der Gemeinden erzwingt
grundlegende Reform der Kommunalfinanzen, in: DIW Wochenbericht 31/2002, S. 505-517.

Bajohr, Stefan (2007): Grundriss Staatliche Finanzpolitik, 2. Auflage, Wiesbaden.

Brandt, Torsten/Schulten, Thorsten (2008): Auswirkungen von Privatisierung und Liberali-
sierung auf die Tarifpolitik in Deutschland, in: Brandt, Torsten/Schulten, Thorsten/Sterkel,
Gabriele/Wiedemuth, Jorg (Hrsg.), Europa im Ausverkauf, Hamburg.

Broer, Michael (2001): Der kommunale Finanzausgleich in Hessen, Frankfurt.

Crotty, James (2008): Structural Causes of the Global Financial Crisis: A Critical Assess-
ment of the ,New Financial Architecture, Working Paper, No. 2008-14, University of Massa-

chussetts, Department of Economics.

Deckwirth, Christina (2008a): Der Erfolg der Global Player. Liberalisierung und Privatisie-
rung in der Bundesrepublik Deutschland, in: Bieling, Hans-Jiirgen/Deckwirth, Christi-

na/Schmalz, Stefan (Hrsg.), Liberalisierung und Privatisierung in Europa, Miinster.

Deckwirth, Christina (2008b): Kommunalwirtschaft und Global Players. Stand der Liberali-
sierung Privatisierung in der Bundesrepublik Deutschland, in: Brandt, Torsten/Schulten,

Thorsten/Sterkel, Gabriele/Wiedemuth, Jorg (Hrsg.), Europa im Ausverkauf, Hamburg.

Deutsche Bundesbank (2000): Die Entwicklung der Kommunalfinanzen seit Mitte der neun-
ziger Jahre, in: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Juni 2000, S. 45-60.

Deutsche Bundesbank (2009): Zur Entwicklung der staatlichen Investitionsausgaben, in:
Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Oktober 2009, S. 15-34.

Deutscher Stadte- und Gemeindebund (2005): Datenreport Kommunalfinanzen 2005, Ber-

lin.

63



Deutscher Stadte- und Gemeindebund (2010): Wachstum nur mit starken Stddten und Ge-

meinden, Berlin.

Dietz, Otto (2003): Finanzielle Leistungen der Lénder an ihre Gemeinden, in: Wirtschaft und
Statistik 7/2003, S. 648-654.

Dullien, Sebastian/Herr, Hansjorg,/Kellermann, Christian (2009): Der gute Kapitalismus,
Bielefeld

Eicker-Wolf, Kai/Niechoj, Torsten/Truger, Achim (2009): Vom unerwarteten Aufschwung
in den Sog der Weltrezession, in: Eicker-Wolf, Kai/Korzell, Stefan/Niechoj, Torsten/Truger,

Achim (Hrsg.), In gemeinsamer Verantwortung, Marburg.

Herr, Hansjorg (2004): Deregulierung, Globalisierung und Deflation, in: Prokla 134
(1/2004), S. 15-40.

HMF [Hessisches Ministerium der Finanzen] (2009a): Finanzplan des Landes Hessen fiir
die Jahre 2008 bis 2012, Wiesbaden.

HMF [Hessisches Ministerium der Finanzen] (2009b): Finanzplan des Landes Hessen fiir
die Jahre 2009 bis 2013, Wiesbaden.

Horn, Gustav/Hohlfeld, Peter/Truger, Achim/ Zwiener, Rudolf (2009): Hoheres Tempo
erforderlich — zu den Wirkungen des Konjunkturpakets II, IMK Policy Brief Januar 2009.

Kaiser, Cornelia (2004): Deflation und Arbeitsmarkt in Japan, in: Prokla 134 (1/2004), S.
85-104.

Killian, Werner/Richter, Peter/Trapp, Jan Hendrik (Hrsg.) (2006): Ausgliederung und

Privatisierung in Kommunen, 2006.
Kohler, Wolfgang (2008): Wall Street Panik. Banken au3er Kontrolle, Miinchen.

Kuhlmann, Sabine (2007): Offentlicher Dienst in Deutschland: Reformfihig oder -resistent?,
in: KiBler, Leo/Lasserre, René/Pautrat, Héléne (Hrsg.), Offentliche Beschiftigung und Ver-

waltungsreform in Deutschland und Frankreich, Frankfurt, 71-96.
Liedtke, Rudiger (2007): Wir priviatisieren uns zu Tode, Frankfurt.

Lippert, Inge (2005): Offentliche Dienstleistungen unter EU-Einfluss, Berlin.
64



NaBmacher, Hiltrud/Nalimacher, Karl-Heinz (2007): Kommunalpolitik in Deutschland, 2
Auflage, Wiesbaden.

Otsch, Walter Otto (2009): Mythos Markt, Marburg.

Reidenbach, Michael/Bracher, Tilman/Grabow, Busso/Schneider, Stefan/ Seidel-

Schulze, Antje (2008): Investitionsriickstand und Investitionsbedarf der Kommunen, Berlin.
Rugemer, Werner (2006): Prviatisierung in Deutschland, Miinster.
Scherf, Wolfgang (2009): Offentliche Finanzen, Stuttgart.

Truger, Achim (2004): Rot-griine Steuerreformen, Finanzpolitik und makrodkonomische
Performance — was ist schief gelaufen?, in: Hein, Eckhard/Heise, Arne/Truger Achim (Hrsg.):

Finanzpolitik in der Kontroverse, Marburg, S. 169-208.

Truger, Achim (2009): Okonomische und soziale Kosten von Steuersenkungen. Prokla 154
(1/2009), S. 27-46.

Truger, Achim/Eicker-Wolf, Kai/Blumtritt, Marcus (2007): Auswirkungen der (Wieder-
)Einfiihrung einer Vermodgensteuer auf die hessischen Landesfinanzen, IMK Studies 07, Diis-

seldorf.

Truger, Achim / Eicker-Wolf, Kai /Will, Henner /Kohrsen, Jens (2009): Auswirkungen
der Schuldenbremse auf die hessischen Landesfinanzen. Ergebnisse von Simulationsrechnun-

gen fiir den Ubergangszeitraum von 2010 bis 2020, IMK Studies 6/2009.

Vesper, Dieter (2004): Was von der Gemeindefinanzreform {ibrig blieb, in: INTERVENTI-
ON, Nr. 2, H. 1, S. 41-51.

Zeise, Lucas (2008): Ende der Party. Die Explosion des Finanzsektors und die Krise der
Weltwirtschaft, KSln.

Zimmermann, Horst (2009): Kommunalfinanzen, 2. Auflage, Berlin.

Zimmermann, Horst/Henke, Klaus-Dirk/Broer, Michael (2009): Finanzwissenschaft, 10.

Auflage, Miinchen.

65



Zu den Autoren:

Dr. Kai Eicker-Wolf, Abteilung Wirtschafts- und Strukturpolitik beim DGB Bezirk Hessen-

Thiiringen.

Dr. Achim Truger, Referatsleiter fiir Steuer- und Finanzpolitik am Institut fiir Makrodkono-

mie und Konjunkturforschung (IMK) in der Hans-Bockler-Stiftung.

66



	1. Einleitung 
	2. Die Stellung der Kommunen in der deutschen Finanzverfassung 
	2.1 Grundlagen
	─ Verbund-, Quoten- oder Steuerverbundsysteme: Mehre Gebietskörperschaftsebenen teilen sich das Aufkommen aus einer oder aus mehreren Steuern. Es wird unterschieden zwischen einem Gesamtverbundsystem, d.h. die Quote wird auf die Gesamtheit der gemeinschaftlichen Steuern bezogen, und dem Einzelverbundsystem, in dessen Rahmen die Quoten für jede Steuer einzeln festgelegt werden. Die Steuer mit dem größten Aufkommen in Deutschland – die Lohnsteuer – ist eine Verbundsteuer: 42,5 % erhalten jeweils Bund und Länder, 15 % gehen an die Gemeinden. Ein weiteres Beispiel ist die Körperschaftsteuer: Je die Hälfte ihres Aufkommens entfällt auf den Bund und die Länder. 
	Quelle: Bundesministerium der Finanzen, eigene Darstellung und z.T. eigene Berechnungen.


	2.2 Grundzüge der kommunalen Einnahmen in Deutschland
	2.3 Der kommunale Finanzausgleich in Deutschland
	2.4 Der kommunale Finanzausgleich in Hessen

	3. Einnahmen- und Ausgabenentwicklung der Kommunen in Deutschland insgesamt und in Hessen bis zum Ausbruch der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 
	4. Aktuelle Situation und perspektivische Entwicklung 
	4.1 Mittel zur Aufstockung der kommunalen Investitionen in Hessen aus dem Konjunkturpaket II und dem Hessischen Sonderinvestitionsprogramm
	4.2 Steuerausfälle der Gebietskörperschaften in Deutschland insgesamt und in Hessen durch die steuerpolitischen Maßnahmen in den Konjukturpaketen I und II
	4.3 Steuerausfälle der Gebietskörperschaften in Deutschland insgesamt und in Hessen durch steuerpolitische Maßnahmen und die Konjunkturkrise
	4.4 Steuerausfälle der Gebietskörperschaften in Deutschland insgesamt und in Hessen durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz
	4.5 Steuerausfälle der Gebietskörperschaften in Deutschland insgesamt und in Hessen durch die steuerpolitischen Maßnahmen seit 1998
	4.6 Weitere Steuerausfälle durch die im Koalitionsvertrag angekündigte Reform für das Jahr 2011 
	4.7 Zu den geplanten Kürzungen beim Kommunalen Finanzausgleich 

	5. Zusammenfassung und Ausblick 
	Literatur 

